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Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft  
und Verbraucherschutz 
 
Postfach 2 43 
30002 Hannover 
 

Per Mail: uwe.oltrogge@ml.niedersachsen.de  

 

Berlin, 26.11.2025 
 
 

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Jagdgesetzes 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem vorgelegten 

Gesetzesentwurf vom 15. Oktober 2025 für ein neues Landesjagdgesetz in Niedersachsen. 

I. Grundsätzliches 

Mit dem vorliegenden Entwurf zur Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes (NJagdG) 

sollen gemäß der allgemeinen Entwurfsbegründung insbesondere Belange des Tierschutzes 

bei der Jagdausübung gestärkt werden. Zudem sollen Probleme in der Umsetzung der 

jagdlichen Praxis behoben, Regelungen zur Klarstellung und Bereinigung aufgenommen 

sowie redaktionelle Anpassungen getroffen werden.  

Dies soll insbesondere durch  

- die jagdrechtlich aufgenommenen Verbote des Tötens von Hunden und die 

Beschränkung des Tötens auf verwilderte, wildernde Hauskatzen im Rahmen des 

Jagdschutzes,  

mailto:uwe.oltrogge@ml.niedersachsen.de
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- das Verbot der Baujagd auf Raubwild in Naturerdbauten mit Hunden und  

- das Verbot des Einsatzes von Totfanggeräten geschehen.  

Rehwildabschusspläne sollen wegen einer angenommenen fehlenden Aussage- und 

Steuerungskraft abgeschafft werden und damit Eigenverantwortung an die 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sowie Jagdpächterinnen und Jagdpächter 

verlagert werden. Danach zeige es bereits in diversen Bundesländern (BW, NW, SH, SL, SN) 

Wirkung, dass man sich auf Ortsebene auf eine waldbaulich angemessene und 

einvernehmliche Rehwildbejagung ohne behördliche Steuerung einigen kann und damit eine 

Grundvoraussetzung für den Auf- und Umbau stabiler Mischwälder schafft. 

Im Ergebnis sind wir der Auffassung, dass der vorgelegte Entwurf insbesondere den Belangen 

des Tierschutzes und bestehenden tierschutzrechtlichen Regelungsbedürfnissen kaum 

gerecht wird. Zwar sind die in diesem Zusammenhang getroffenen Regelungen zu begrüßen, 

sind aber nach wie vor unzureichend. Ganz grundsätzliche tierschutzrechtliche Erfordernisse 

wie insbesondere die ausdrückliche, klarstellende Festschreibung des vernünftigen Grundes 

bleiben nach wie vor vollständig außer Betracht.  

Die nachfolgende Stellungnahme erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern 

beschränkt sich vielmehr darauf, einige aus tierschutzrechtlicher Sicht besonders bedeutsame 

Regelungen aufzugreifen. Einen besonderen Schwerpunkt möchten wir dabei auf die 

geplanten Änderungen im Jagdschutz (s.u. Punkt 8) legen, da hier – anders als noch im 

Koalitionsvertrag angekündigt – das Recht zum Haustierabschuss nicht ersatzlos gestrichen 

wurde. 
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II. Im Einzelnen 

1. Wildtierrettung 

„(4) 1Die Jagdausübungsberechtigten oder eine nach § 5 a Abs. 2 benannte Person sind im 

Zeitraum vom 1. März bis 15. Juni spätestens 36 Stunden vor Durchführung einer 

Erntemaßnahme durch persönliche oder telefonische Kontaktaufnahme hierüber zu 

informieren. 2Die Jagdausübungsberechtigten sind verpflichtet, durch 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, bewirtschaftende Personen sowie sonstige 

Nutzungsberechtigte im Rahmen ihrer Rücksichtnahmepflicht aus Abs. 3 Satz 1 veranlasste 

Maßnahmen der Wildrettung zu dulden, sofern sie die Maßnahmen nicht eigen ständig 

veranlassen oder durchführen. 3Sofern die jagdausübungsberechtigte oder eine von dieser 

benannte Person bei Durchführung der Maßnahmen nach Satz 2 nicht selbst anwesend ist, 

muss mindestens eine sachkundige Person mit bestandener Jägerprüfung anwesend sein. 

Wir begrüßen die Regelung grundsätzlich als Schritt in die richtige Richtung, da das bisherige 

Maßnahmenbündel zum Schutz von Rehkitzen und anderen Tieren im Feld bei der Mahd nicht 

ausreicht, obwohl die Rechtsprechung gegen Versäumnisse von Landwirten konsequenter 

vorgeht, Beispiele s. Fußnote.1 

2. Ergänzungen in § 3 Abs. 1 + 5 zu invasiven Arten 

„a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Am Ende der Nummer 4 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.  

bb) Es wird die folgende Nummer 5 angefügt: „5. der Einschleppung und Ausbreitung von 

Tierseuchen und der Ausbreitung invasiver Tierarten entgegengewirkt wird.“ 

 
1 AG Altötting Strafbefehl v. 11.12.21 - 1 Cs 540 Js 2072.21 n.v.; AG Bad Iburg, Urt.  v. 24.11.21 - 23 Cs - 1100 
Js 40424.20 n.v. ; AG Biedenkopf Urt. v. 23.03.10 - 40 Ds 4 Js 8205.09   BeckRS 2011, 15656 
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(5) 1Die Jagdausübungsberechtigten sind verpflichtet, Maßnahmen zur Bekämpfung der 

invasiven Nutria aus Gründen des Hochwasser- und Deichschutzes durch sachkundige, 

berechtigte Dritte zu dulden, wenn die örtlich verantwortlichen Jagdausübungsberechtigten 

die Nutria nicht oder nicht ausreichend bejagen und dadurch eine Beeinträchtigung des 

Hochwasser- und Deichschutzes mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 2Die 

Jagdbehörde trifft nach Anhörung der Jagdausübungsberechtigten im Benehmen mit der 

nach Landesrecht für Hochwasserschutz zuständigen Behörde die hierfür notwendigen 

Anordnungen. 3Die Regelungen der §§ 27 und 28a des Bundesjagdgesetzes bleiben 

unberührt.“ 

Die Regelung suggeriert eine grundsätzliche Bejagungspflicht von Nutria durch den 

Jagdausübungsberechtigten und sollte deshalb gestrichen werden. Dieser Ansatz 

widerspricht klar dem Zweck und dem Grundgedanken der EU-Verordnung zum Umgang mit 

invasiven Arten (EU 1143/20142), denn bei dieser Verordnung handelt es sich grundsätzlich 

um eine Schutzverordnung zum Schutz heimischer Arten und nicht um eine Verordnung, die 

die Tötung von Tieren invasiver Arten zum Ziel hat. Im Vordergrund steht gerade nicht die 

Tötung von Tieren der als invasiv eingestuften Arten, sondern allein der Schutz der 

heimischen Arten. Vor diesem Hintergrund muss im Einzelfall immer zunächst ein konkreter 

Handlungsbedarf festgestellt und hinreichend begründet werden. Darüber hinaus müssen bei 

einem festgestellten Handlungsbedarf festgesetzte Maßnahmen zum Umgang mit als invasiv 

eingestuften Arten „erforderlich“ und immer auch „verhältnismäßig“ sein. Dieser Ansatz ergibt 

sich aus der einschlägigen Regelung des § 40a Abs. 1 BNatSchG, die die Grundlage für die 

Durchführung von Maßnahmen auf nationaler Ebene bildet und daher für den Umgang mit 

Tieren invasiver Arten maßgeblich ist. Die erforderliche Verhältnismäßigkeit gebietet, dass 

beim Umgang mit invasiven Arten immer zuerst nicht-letale Maßnahmen, wie z.B. 

 
2 abrufbar unter: Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2014 über die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten 
(europa.eu)  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R1143
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R1143
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R1143
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Kastrationsprogramme in Betracht gezogen werden. Ziel der Verordnung ist es nämlich nicht, 

die in der Verordnung aufgeführten Tierarten möglichst unproblematisch töten zu können.  

Zusätzlich ist zu beachten, dass auch als invasiv eingestufte Arten dem Schutz des deutschen 

Tierschutzgesetzes unterfallen. Auch nach den Grundsätzen des deutschen 

Tierschutzgesetzes können letale Maßnahmen immer nur als ultima ratio eingesetzt werden, 

denn auch der nach dem deutschen Tierschutzgesetz erforderliche vernünftige Grund für eine 

Tötung stellt sich letztlich als Ausprägung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes dar. Sind 

mildere Maßnahmen möglich, sind diese also immer einzusetzen, anderenfalls wäre die 

Tötung unverhältnismäßig und damit rechtswidrig. 

Darüber hinaus könnte eine von beschlossenen Managementmaßnahmen unabhängige 

Tötung nach dem Jagdgesetz durch den Jagdausübungsberechtigten, der ausschließlich von 

seinem nach §28a Abs. 2 letzter HS BJagdG als „unberührt“ bestehenbleibenden 

Jagdausübungsrecht Gebrauch macht, das Ziel von alternativ beschlossenen 

Managementmaßnahmen nach dem Bundesnaturschutzgesetz sogar konterkarieren, da 

bekannt ist, dass eine verstärkte Bejagung/Tötung von Tieren bei vielen Arten deren 

Reproduktionsrate erhöht („kompensatorische Fertilität“). Genau dies soll aber durch den 

Einsatz geeigneter Managementmaßnahmen im Zusammenhang mit als invasiv eingestuften 

Arten verhindert werden.  

Gegen die reine Durchführung von Managementmaßnahmen, die auf der Grundlage der 

Regelungen des BNatSchG beschlossen wurden, durch Jagdausübungsberechtigte ist im 

Ergebnis nichts einzuwenden. Grundlage hierfür sollten aber immer und ausschließlich die 

Regelungen des BNatSchG sein. Vor diesem Hintergrund sollte nicht nur die geplante 

Neuregelung gestrichen, sondern auch alle als invasiv eingestuften Tierarten von der Liste der 

jagdbaren Arten gestrichen werden, um einen angemessenen und dem Grundgedanken der 

EU-Verordnung entsprechenden Umgang mit als invasiv eingestuften Tierarten zu 

ermöglichen. 



  
 

 

              Seite 6 von 45 
 

Die DJGT hat sich umfassend in einer Stellungnahme zum Umgang mit invasiven Arten 

geäußert. Die vollständige Stellungnahme kann hier abgerufen werden. 

3. Einsatz von als brauchbar geprüften Jagdhunden § 4 Abs. 2 

„(2) 1Bei jeder Nachsuche, jeder Bewegungsjagd sowie jeder Jagd auf Federwild werden 

ausschließlich hierfür als brauchbar geprüfte Jagdhunde in ausreichender Zahl eingesetzt. 

2Bewegungsjagd ist eine Jagd, bei der Wild gezielt beunruhigt wird. 3Der Einsatz von 

Hunden in Ausbildung ist mit Ausnahme der Nachsuche zusätzlich möglich, soweit dies für 

deren Ausbildung zum brauchbaren Jagdhund erforderlich ist. 4Wild, das offensichtlich 

schwer krank ist, und sofort zur Strecke gebracht werden kann, darf ohne Hund verfolgt 

werden.“ 

Der Einsatz von Jagdhunden soll die Jagd tierschutzgerechter und effizienter machen. Um 

diese Ziele zu erreichen, soll die Regelung zum Einsatz von Jagdhunden erweitert werden. 

Bisher war es ausreichend, entsprechend brauchbar geprüfte Jagdhunde mitzuführen. Künftig 

sollen diese in ausreichender Zahl eingesetzt werden. Welche Anzahl als ausreichend 

angesehen wird, wird jedoch nicht definiert. Um sicherzustellen, dass es nicht zu einem 

Zerreißen von (insbesondere jungem) Wild aufgrund des Einsatzes einer zu großen Anzahl 

von Hunden (Meuten) kommt, sollte die Zahl von Hunden, die im konkreten Fall eingesetzt 

werden darf, angemessen begrenzt werden. In Abhängigkeit des konkreten Einsatzgeländes 

und der dort angetroffenen Wilddichte, könnte man die Anzahl z.B. auf drei erfahrene 

eingespielte Hunde begrenzen. 

4. Baujagd § 24 Abs. 1 

„§ 24 (1) 1Über § 19 des Bundesjagdgesetzes hinaus verboten ist die Jagd …. 

4. auf Raubwild im Naturerdbau mit Hunden. 

https://djgt.de/wp-content/uploads/2024/02/20240228_Das-Management-von-invasiven-Arten_Stellungnahme.pdf
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Wir begrüßen ausdrücklich das Verbot der Baujagd in Naturerdbauten. Vor dem Hintergrund 

der Tierschutzwidrigkeit der Baujagd insgesamt, reicht die Beschränkung des Verbotes auf 

Naturerdbauten jedoch nicht aus, vielmehr sollte die Baujagd insgesamt verboten werden.  

Ihre wesentliche Bedeutung hat die Baujagd im Rahmen der Fuchsjagd. Aus 

tierschutzrechtlicher Sicht ist bei Durchführung der Baujagd nicht nur das hohe 

Verletzungsrisiko problematisch, sowohl für die eingesetzten Jagdhunde als auch für die 

Füchse. Hinzu kommt, dass es immer wieder zu Beißereien zwischen den eingesetzten 

Jagdhunden und den Füchsen im Bau kommt, da die Füchse in aller Regel zunächst 

versuchen, sich gegen den Eindringling zu verteidigen, bevor sie den Bau verlassen. Darüber 

hinaus ist zu beachten, dass sich Füchse in aller Regel dann vermehrt in ihrem Bau aufhalten 

kurz bevor sie ihre Welpen bekommen sowie während der Aufzucht der Welpen im Bau. Das 

bedeutet, dass sich in einem Fuchsbau mit einer hohen Wahrscheinlichkeit immer auch 

Elterntiere befinden. Vor diesem Hintergrund besteht ein sehr hohes Risiko, dass es im 

Rahmen einer Baujagd zu einem Verstoß gegen den in § 22 Abs. 4 BJagdG normierten 

Grundsatz des Elterntierschutzes kommt.  

Darüber hinaus ist die Baujagd auch bereits aufgrund der mit ihr verbundenen notwendigen 

Ausbildung der Hunde in sog. Schliefenanlagen höchst problematisch, denn der Betrieb von 

Schliefenanlagen verstößt in mehrfacher Hinsicht gegen das Tierschutzgesetz. Die DJGT hat 

im Jahr 2019 zu diesem Thema ein umfassendes Gutachten erstellt, in dem sie zu der 

nachfolgenden abschließenden Einschätzung kommt:  

„Der Betrieb von Schliefenanlagen muss sich seit 2002 auch an dem Staatsziel Tierschutz 

messen lassen. Rechtsprechung zu diesem Thema existiert sämtlich aus den 1990er Jahren 

wie aus den frühen 2000er Jahren und berücksichtigt das Staatsziel Tierschutz folglich nicht. 

Die Arbeit in einer Schliefenanlage stellt keine Jagdausübung, sondern lediglich Jagdpflege 

dar. Da Betrieb der Schliefenanlage wie auch die Baujagd an sich unzulässig sind, ist selbst 

die Qualifikation als Jagdpflege möglicherweise schon nicht gegeben. Es liegt in dem Betrieb 
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von Schliefenanlagen nach der hier vertretenen Auffassung ein Verstoß gegen § 1 Satz 2 

TierSchG, gegen § 3 Nr. 7 und 8 TierSchG und gegen § 17 Nr. 2 b) TierSchG, da hier Füchsen 

ohne vernünftigen Grund erhebliche und sich wiederholende und länger anhaltende Leiden 

zugefügt werden, was nicht erforderlich ist, da es Alternativen für die Jagdhundeausbildung 

gibt, die es nicht erfordern, einen auszubildenden oder zu prüfenden Hund auf einen lebenden 

Fuchs zu hetzen. Im Übrigen ist auch die Baujagd eine tierschutzrelevante und nach der hier 

vertretenen Ansicht unzulässige Jagdmethode – in Folge kann für die Ausbildung für diese 

Jagdmethode nichts anderes gelten, so dass diese schon aus diesem Grund als unzulässig 

zu bewerten ist. Auch werden die allermeisten – wenn nicht sogar alle – Haltungen dieser 

Füchse nicht den Anforderungen des § 2 TierSchG entsprechen, so dass schon aus diesem 

Grund erhebliche Leiden entstehen können (vgl. OLG Karlsruhe, Urteil vom 29.10.2015, 3 Ss 

433/15, 3 Ss 433/15 – AK 170/15 –,juris). Wird das Tierschutzrecht ernst genommen, so sind 

Verbotsverfügungen zum Betrieb von Schliefenanlagen rechtmäßig möglich. Auch die 

Verwirklichung des Straftatbestandes des § 17 Nr. 2 b) TierSchG wird zu bejahen sein.“3 

Vor dem Hintergrund, dass nicht nur die Baujagd selbst aus den vorstehend genannten 

Erwägungen tierschutzwidrig ist, sondern dass es zusätzlich auch bereits bei der für die 

Baujagd erforderlichen Ausbildung der bei der Baujagd zum Einsatz kommenden Hunde zu 

massiven Verstößen gegen das Tierschutzgesetz kommt, bitten wir darum, die Baujagd 

vollständig zu verbieten. 

5. Fallenjagd § 24 Abs. 3 

(3) 1Zur Jagd mit einem Fanggerät ist eine Bescheinigung einer von der obersten 

Jagdbehörde anerkannten Institution über die Teilnahme an einem Lehrgang über die 

Vermittlung notwendiger Kenntnisse über die Fangjagd mitzuführen. 2Die oberste 

Jagdbehörde wird ermächtigt, in einer Verordnung den Umfang des Lehrgangs, die zu 

 
3 Das vollständige Gutachten ist abrufbar unter: https://djgt.web19.s60.goserver.host/wp-
content/uploads/2020/11/sonstiges7.pdf  

https://djgt.web19.s60.goserver.host/wp-content/uploads/2020/11/sonstiges7.pdf
https://djgt.web19.s60.goserver.host/wp-content/uploads/2020/11/sonstiges7.pdf
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vermittelnden notwendigen Kenntnisse festzulegen sowie das Nähere zur Zulassung der 

Fanggeräte nach Satz 3 zu regeln. 3Als Fanggeräte, die unmittelbar töten, dürfen nur nach 

der Verordnung nach Satz 2 zum Fang von Steinmardern in befriedeten Bezirken nach § 9 

Abs. 1 Nrn. 1 bis 7 zugelassene Fanggeräte verwendet werden. 4Es dürfen nur solche 

Fanggeräte verwendet werden, deren Bauart nach Funktion und Betriebssicherheit von einer 

von der obersten Jagdbehörde anerkannten Institution zugelassen ist und die im Falle von 

Lebendfanggeräten ab dem 1. April 2028 mit einem elektronischen Fangmelder ausgestattet 

sind. 5Der unbeabsichtigte Fehlfang von Tieren im Rahmen eines zulässigen Fallenfangs gilt 

als erlaubt. 6Aus Lebendfanggeräten ist dieser unverzüglich in die Freiheit zu entlassen, 

soweit sich aus der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2014 über die Prävention und das Management der Einbringung und 

Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (ABl. EU Nr. L 317 S. 35), geändert durch die 

Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 

2016 (ABl. EU Nr. L 317 S. 4), sowie aus bestehenden Aneignungsrechten sowie Besitz- 

und Vermarktungsverboten nicht etwas Abweichendes ergibt. 

§ 24 Abs. 3 enthält Verbote im Zusammenhang mit der Fallenjagd. Auch wenn das Verbot von 

Totschlagfallen zu begrüßen ist, geht dieses Verbot ebenfalls nicht weit genug. Zudem ist die 

vorgesehene Ausnahme für den Steinmarder nicht nachvollziehbar.  

Beim Einsatz von Fallen im Rahmen der Jagdausübung können zahlreiche tierschutzrelevante 

Probleme auftreten. „Als häufigste werden genannt:  

• Fänge von Tieren, die überhaupt nicht gefangen werden sollten (sog. Fehlfänge)  

• Verletzung der Tiere aufgrund von Fehlfunktionen oder auch Fehlbedienungen der 

Fallen  

• Erheblicher Stress für die Tiere, nachdem sie in Lebendfangfallen gefangen sind, z. B. 

durch zu langes Verweilen in der Falle  

• Unsachgemäßes Töten von lebend gefangenen Tieren  
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• Leiden und ggf. sogar Tod durch Freilassen von lebend gefangenen Tieren abseits 

vom Fangort. Nicht immer ist sichergestellt, dass es sich um ein adäquates Biotop 

(Nahrung, Deckung usw.) handelt. Zudem kann es bereits besiedelt sein, so dass bei 

sozial und territorial lebenden Tierarten mit heftigen Kämpfen zu rechnen ist, die in 

aller Regel mit dem Tod eines der Kontrahenten enden. Ist es nicht besiedelt, können 

sozial lebenden Tieren die vertrauten Artgenossen fehlen.4 

Insbesondere aufgrund der mangelnden Selektivität der verwendeten Fallen, aber auch 

aufgrund der mit ihr einhergehenden übermäßigen und unvermeidbaren psychischen und 

körperlichen Belastungen für das jeweilige Tier ist die Fangjagd tierschutzrechtlich 

grundsätzlich abzulehnen. Als Begründung wird hier im Wesentlichen ausgeführt: 

„Die üblichen Lebendfallen können die Unversehrtheit der gefangenen Tiere nicht in jedem 

Fall sicher gewährleisten und entsprechen damit ebenfalls nicht § 19 Abs. 1 Nr. 9 BJagdG und 

§ 17 (vgl. Herling DtW 1993, 156, 158: Lebendfangfallen aus Tierschutzgründen noch 

bedenklicher als Totfangfallen). In einer Lebendfalle gerät das Tier wegen der plötzlichen 

Ausweglosigkeit und der Enge des Kastens oder der Röhre häufig in eine extreme 

Stresssituation, die in anhaltendes, erhebliches Leiden ausmünden kann, zumal dann, wenn 

noch Hunger, Durst, Hitze oder Kälte dazukommen. Bei Wieseln zeigt die Erfahrung, dass sie 

durch die plötzliche Zwangssituation in einen psychischen Stress geraten, der häufig zum 

Erschöpfungstod führt (vgl. Herling DtW 1993, 156, 159, der darin keinen qualitativen 

Unterschied zu der nach § 19 Abs. 1 Nr. 13 BJagdG verbotenen Hetzjagd sieht, weil in beiden 

Fällen der Tod des Tieres durch Erschöpfung infolge psychischer und motorischer 

Überbeanspruchung herbeigeführt wird). Fallen, die ganz oder teilweise Sicht nach draußen 

ermöglichen, können zu Verletzungen bei Befreiungsversuchen führen; aber auch bei 

sichtundurchlässigen Kästen können gefangene Tiere in Panik geraten und zB einen 

 
4 s. Stellungnahme der TVT AK Wildtiere und Jagd: Zum Einsatz von Fallen zum Fang von warmblütigen Tieren 
(Stand: Febr. 2013)  

https://www.tierschutz-tvt.de/alle-merkblaetter-und-stellungnahmen/?no_cache=1&download=TVT-Stellungn._Fallen_f%C3%BCr_warmbl%C3%BCtige_Tiere__Feb._2013_.pdf&did=145
https://www.tierschutz-tvt.de/alle-merkblaetter-und-stellungnahmen/?no_cache=1&download=TVT-Stellungn._Fallen_f%C3%BCr_warmbl%C3%BCtige_Tiere__Feb._2013_.pdf&did=145
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Kreislaufkollaps erleiden. Beim Herantreten des Fängers und der Entnahme aus der Falle 

entsteht zusätzlicher erheblicher Stress. Schließlich können sich auch bei der Tötung von 

lebend gefangenem Raubwild tierschutzrelevante Probleme ergeben (vgl. Krug/König TVT-

Merkblatt Nr. 34 S. 7; vgl. auch NABU 2013 S. 5: „Keine Falle fängt selektiv. Menschen und 

Tiere werden unnötigen Gefahren ausgesetzt. Die Verwendung von Fallen im Rahmen der 

Jagdausübung wird abgelehnt“). – Hinzu kommt, dass die normale Jägerprüfung keine 

ausreichende Sachkunde für die Fallenjagd vermittelt, so dass eine spezielle 

Fallenfängerprüfung notwendig wäre, die vor Prüfungskommissionen bei den 

Regierungspräsidien stattfinden sollte (so das BMEL Schädlingsgutachten S. 129; vgl. als 

einen ersten Schritt in diese Richtung die §§ 12aff. Ausführungsverordnung zu § 29a 

BayJagdG: Fallenjagd nur bei Nachweis eines gesonderten, erfolgreich absolvierten 

Fallenlehrgangs; Verbot von Totschlagfallen ohne behördliche Registrierung). – Wegen der 

Schwierigkeit, die Anforderungen des § 19 Abs. 1 Nr. 9 BJagdG zu gewährleisten, sollte der 

Vertrieb auf zuvor geprüfte und als unbedenklich beurteilte Fallen beschränkt werden („Fallen-

TÜV“, vgl. Krug/König TVT-Merkblatt Nr. 34, S. 7; vgl. auch den entsprechenden Erlass des 

Hess. Ministeriums für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz v. 21.10.1996; zu Fallen für 

Krähen → § 13 Rn. 10, 11).“5 

Die DJGT hat sich darüber hinaus auch zum Thema Fallenjagd ausführlich geäußert.6 

6. Schießübungsnachweis § 24 Abs. 5 

(5) 1Bei einer Gesellschaftsjagd im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 2 hat jede Teilnehmerin oder 

jeder Teilnehmer, die oder der die Jagd ausüben will, einen Schießübungsnachweis, der den 

Anforderungen der Verordnung nach Satz 3 entspricht oder einen gleichwertigen Nachweis 

mit sich zu führen und der Jagdleiterin oder dem Jagdleiter auf Verlangen vorzuzeigen. 2Die 

Nachweise dürfen nicht älter als ein Jahr sein. 3Die oberste Jagdbehörde legt durch 

 
5 Hirt/Maisack/Moritz/Felde/Hirt, 4. Aufl. 2023, TierSchG § 17, Rn. 20. 
6 abrufbar unter: 20210523_Stellungnahme_Fallenjagd.pdf (djgt.de) 

https://djgt.de/wp-content/uploads/2021/05/20210523_Stellungnahme_Fallenjagd.pdf
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Verordnung den Umfang und Inhalt einer Schießübung, die Gestaltung des schriftlichen 

Nachweises sowie Anforderungen an Schießstätten im Sinne des § 27 Abs. 2 Satz 1 des 

Waffengesetzes, in denen der Nachweis erbracht werden kann, fest. 4Die Gleichwertigkeit 

von Schießübungsnachweisen anderer Bundesländer und anderer Staaten stellt die 

Jagdleiterin oder der Jagdleiter fest.“ 

Grundsätzlich wird begrüßt, dass Niedersachsen überhaupt eine Regelung zum 

Schießübungsnachweis in sein Jagdgesetz aufgenommen hat. Die Regelung ging allerdings 

von Beginn an nicht weit genug, um auch tatsächlich Wirkung entfalten zu können, denn ein 

reiner Übungsnachweis allein sagt noch nichts über die Schießfertigkeiten der betreffenden 

Person aus. Vor diesem Hintergrund sollte im Rahmen der aktuellen Anpassungen der 

Regelung der Begriff „Schießleistungsnachweis“ eingeführt werden und entsprechend sollten 

zusätzlich feste Kriterien dahingehend definiert werden, welche Anforderungen erfüllt werden 

müssen, um einen solchen Schießleistungsnachweis zu erlangen. Wichtig ist zudem, dass 

dieser Schießleistungsnachweis auch nur dann erteilt wird, wenn die festgesetzte Anzahl an 

Treffern tatsächlich erreicht wurde. 

7. Abschusspläne § 25 

§ 25 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 Sätze 1 und 2 erhält folgende Fassung: „1In dem 

Abschussplan nach § 21 Abs. 2 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes ist für Schalenwild, 

ausgenommen Reh- und Schwarzwild, anzugeben, von welchen Wildarten wie viele Tiere 

welchen Geschlechts, unterschieden nach Altersklassen, im Jagdbezirk in den nächsten drei 

Jahren erlegt werden sollen. 2Für Rotwild kann die Jagdbehörde die Aufstellung von 

jährlichen Abschussplänen anordnen.“ 

Nach der Gesetzesbegründung soll künftig eine gemeinsame Verantwortung der 

Verpachtenden und der Pachtenden für die Rehwildbewirtschaftung ohne behördlichen 

Abschussplan angestrebt werden. Durch die dadurch entstehende gemeinsam 
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verantwortliche Rehwildbewirtschaftung soll die Genehmigung bzw. Festsetzung der 

Abschusshöhe von behördlicher Seite abgelöst werden und damit einhergehend soll mit einer 

Entbürokratisierung dazu beigetragen werden, dass sich Verpachtende und Pachtende von 

Jagdrevieren vor Ort selbst über ihre Ziele verständigen. Im Ergebnis soll mit diesen 

Maßnahmen die Eigenverantwortung der Grundbesitzenden und Jagenden dadurch gestärkt 

werden, dass gemeinsam vor Ort anhand der Rahmenbedingungen im Jagdrevier eine 

Zielvereinbarung zur effektiven Bejagung des Rehwildes getroffen werden kann.7 

Hinter dieser als „Entbürokratisierung“ bezeichneten Maßnahme steht im Ergebnis nichts 

anderes als eine weitere Stärkung der in Deutschland seit über 150 Jahren sehr freiheitlich 

ausgerichteten Jagd. Diese freiheitliche Ausrichtung begründet sich insbesondere durch die 

Ableitung des Jagdrechts vom Eigentumsrecht. Wird der Abschluss einer 

Abschussvereinbarung in die Privatautonomie der Jagdrechtsinhabenden, also der 

Grundstückseigentümer, sowie der Jagdbezirksverantwortlichen gestellt bzw. 

Vereinfachungen bzgl. der Erstellung von Abschussvereinbarungen angestrebt, so stärkt dies 

vom Ansatz her zunächst die freiheitliche Jagdausübung8, weil sie die Privatautonomie des 

Jagdbefugten stärken.  

Eingriffe in die Natur, und damit in unsere natürlichen Lebensgrundlagen betretreffen aber in 

besonderem Maße ein öffentliches Interesse, nämlich das Interesse am Schutz unserer 

natürlichen Lebensgrundlagen, dem eine immer größere Bedeutung zukommt. Es erscheint 

äußerst fraglich, inwieweit öffentliche Interessen durch eine Stärkung der 

Eigenverantwortlichkeit der Eigentümer bei gleichzeitigem Abbau der öffentlichen 

(Jagd)verwaltung gewahrt werden können. Zwar können öffentliche Interessen grundsätzlich 

auch durch Private wahrgenommen werden9, hierzu bedarf es aber nicht nur klarer öffentlich-

 
7 s. Gesetzesbegründung, Seite 8. 
8 VGH München, a.a.O., Rn. 49. 
9 So auch VGH München, Urteil v. 02.06.2020 – 19 B 19.1715, Rn. 108; abrufbar unter: https://www.gesetze-
bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-15047?hl=true  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-15047?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-15047?hl=true
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rechtlicher Vorgaben, sondern insbesondere auch Kontrollmechanismen, um einen effektiven 

Vollzug im Interesse der Allgemeinheit sicherzustellen. Der VGH München hat im Jahr 2020 

bereits ausdrücklich festgestellt, dass der von der herrschenden Meinung und vom 

Gesetzgeber weitgehend unbeachtet gebliebene Freiraum der Jagd nicht nur wegen seines 

Ausmaßes fragwürdig ist, sondern dass vieles dafür spricht, dass seit einiger Zeit dieser 

Freiraum als solcher den Allgemeininteressen widerspricht.10 Eine Erweiterung von 

Freiräumen zugunsten der Eigentümer/Jagdausübungsberechtigten verstärkt diesen bereits 

bestehenden Widerspruch. 

Exkurs: Das öffentliche Interesse bei der Nutzung von Natur 

Sowohl das aktuelle Landesjagdgesetz als auch der vorliegende Entwurf verkennen noch 

immer die Besonderheiten des zugrunde liegenden Eigentumsobjektes, um das es bei der 

Jagdausübung geht, nämlich die Natur bzw. insbesondere auch den Wald. Neben allen 

historisch gewachsenen Nutzungsinteressen der Eigentümer gewinnt die Gesunderhaltung 

unserer natürlichen Lebensgrundlagen zunehmend an Bedeutung und stellt somit ein 

zentrales öffentliches Interesse dar. Dies zeigt sich nicht zuletzt auch darin, dass der Schutz 

unserer natürlichen Lebensgrundlagen seit über 30 Jahren als Staatsziel in Artikel 20a GG 

verankert ist.  

Art. 20a GG (sowie die entsprechenden Regelungen der Landesverfassungen) gebieten die 

Aufrechterhaltung der Leistungsfähigkeit der die Lebensgrundlagen (auch künftiger 

Generationen) erhaltenden Ökosysteme sowie die Erhaltung der (nachwachsenden) 

Ressourcen, die – wie der Wald – ihren eigenen Lebensrhythmus haben.11 

Artikel 20a GG kann daher als verfassungsrechtliche Basis für die seit Jahrzehnten 

bestehende Forderung nach einer besseren Ausdifferenzierung des Eigentumsobjekts Natur 

 
10 VGH München, a.a.O., Rn 132. vertiefend, Patt, Wieviel Freiheit verträgt die Jagd heute noch? NuR 2023, 740 
– 748. 
11 Czybulka, Eigentum an Natur - Das Waldeigentum, NuR 2020, Seite 75. 
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herangezogen werden.12 In der Konsequenz muss sich eine solche Ausdifferenzierung dann 

auch auf (bestehende) Nutzungsbefugnisse auswirken. 

Dabei wurde bereits früh darauf verwiesen, wie unterschiedlich Natur sein kann, was sich 

bereits in der damaligen Aufzählung „Felder, Wiesen, Wälder, Bäche, Pflanzen und Tiere“ 

zeigt.13 Im Folgenden wurde dann immer deutlicher, dass der rein flächenhafte Aspekt zu 

ergänzen ist um die dieses konkrete Eigentum jeweils kennzeichnenden Eigenschaften der 

„natürlichen Lebensgrundlagen“, namentlich der zu erhaltenden Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushalts, der Vielfalt der Biotope (und Habitate) der naturnahen und weniger 

naturnahen Kulturlandschaften, einschließlich der dort vorkommenden Tier- und 

Pflanzenarten und anderer Lebewesen.14  

Trotz alledem wird bis heute daran festgehalten, dass die Frage, welche Nutzungsbefugnisse 

sich aus der Stellung als Grundeigentümer ergeben, keine Frage des Schutzobjekts, sondern 

des Schutzumfangs ist.15 „Dies überrascht, weil gerade der Wald ja objektiv nicht nur 

„Grundfläche“ oder „Holzboden“, sondern zugleich Ökosystem und „Naturgut“ ist,16 also 

Naturgesetzlichkeiten seinen Zustand (quantitativ und qualitativ, durch Leben und Absterben, 

Symbiose mit dem Boden und anderen Tieren, Pflanzen, Pilzen etc.) bestimmen. Darauf sind 

Nutzungsregelungen „naturnotwendig“ auszurichten, wenn sie nicht zur Zerstörung des 

Ökosystems führen sollen.“17 

Aber anstatt dabei die besondere Bedeutung des Waldes für unser Klima und damit das 

besondere öffentliche Interesse an dem Eigentumsobjekt Wald mit all seinen Facetten in den 

Vordergrund zu stellen und konkrete Nutzungsrechte auf ihre Vereinbarkeit mit diesen 

 
12 Czybulka, Eigentum an Natur - Das Waldeigentum, NuR 2020, Seite 75. 
13 Czybulka, NuR 1988, Eigentum an Natur, Seite 214ff. 
14 Czybulka, Eigentum an Natur - Das Waldeigentum, NuR 2020, Seite 74. 
15 Mengel, Naturschutz, Landnutzung und Grundeigentum, 2004, S. 97, 98. 
16 Zutreffend Kirchhof/Kreuter-Kirchhof, Waldeigentum und Naturschutz: Der verfassungsrechtliche Schutz des 
Waldeigentums im Landesnaturschutzgesetz Nordrhein-Westfalen, 2017, S. 53 
17 Czybulka, Eigentum an Natur – Das Waldeigentum, NuR 2020, Seite 74/75. 
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Besonderheiten zu berücksichtigen und entsprechend nur dann zu gewähren, wenn sie die 

bestehenden Naturgesetzlichkeiten dieses Lebensraumes berücksichtigen, stellt weder das 

aktuelle Landesjagdgesetz noch der vorliegende Entwurf die bisher bestehenden 

Nutzungsmöglichkeiten selbst in Frage, sondern geht selbstverständlich davon aus, dass 

diese weiterhin und unverändert erhalten werden können. Bestehende Naturgesetzlichkeiten 

finden dabei überhaupt keine Berücksichtigung. Trotz zunehmender Kritik – auch in der breiten 

Öffentlichkeit – wird die Jagd an sich und ihre aktuelle Ausgestaltung nicht hinterfragt. 

Ein modernes Jagdgesetz, dass die Wahrnehmung des Jagdrechts an im öffentlichen 

Interesse liegende Zielsetzungen binden will, darf die Jagd aber nicht mehr als 

selbstverständlich und aus sich heraus legitimierte Nutzungsform ansehen, sondern muss vor 

allem auch die Auswirkungen der Jagd auf die Natur und die dort lebenden Tiere – sowie ggf. 

auch auf andere bestehende Nutzungsformen – hinterfragen und entsprechend in Ansatz 

bringen. 

Das öffentliche Interesse erfordert an dieser Stelle also gerade keine irgendwie geartete 

Stärkung von Eigentümerinteressen. Für eine allzu freiheitliche Nutzung der Natur und 

insbesondere des Waldes besteht im Gegensatz zu anderen Eigentumsobjekten heutzutage 

nämlich kein Raum mehr. Gerade das Eigentumsrecht, von dem sich das Jagdrecht ableitet, 

bietet die Möglichkeit, durch klare Vorgaben den Umfang zu definieren, in dem dieses 

Nutzungsrecht im Interesse der Allgemeinheit noch gewährt werden kann. 

8. Jagdschutz § 29 

§ 29 Absatz 1 erhält folgende Fassung: „(1) Die Jagdschutzberechtigten sind in ihrem 

Jagdbezirk befugt, 1. Personen, die dort unberechtigt jagen, die außerhalb der zum 

allgemeinen Gebrauch bestimmten Wege zur Jagd ausgerüstet angetroffen werden oder die 

eine sonstige Zuwiderhandlung gegen jagdrechtliche Vorschriften begehen, anzuhalten, 

ihnen gefangenes oder erlegtes Wild, Schuss- und sonstige Waffen, Jagd- und Fanggeräte, 
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Hunde, Frettchen und zur Beizjagd abgerichtete Tiere abzunehmen und ihre Personalien 

festzustellen, 2. wildernde Hunde, die sich nicht innerhalb der Einwirkung einer für sie 

verantwortlichen Person befinden und nicht als Jagd-, Rettungs-, Hirten-, Blinden-, Polizei- 

oder sonstige Diensthunde erkennbar sind, einzufangen oder einfangen zu lassen, 3. 

erkennbar verwilderte, wildernde Hauskatzen, die sich mehr als 350 m vom nächsten 

Wohnhaus entfernt befinden und verwilderte Frettchen zu töten.“ 

Vor dem Hintergrund, dass im Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokratischen Partei 

Deutschlands (SPD) Landesverband Niedersachsen und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Niedersachsen 2022-2027 auf S. 47, 48 noch ausdrücklich vereinbart worden war „Den 

Abschuss von Katzen und Hunden wollen wir in Niedersachsen beenden.“ Und diese Absicht 

in dem vorliegenden Entwurf nun entgegen der Ankündigung doch nicht umgesetzt werden 

soll, nehmen wir zu diesem Thema nachfolgend noch einmal umfassend Stellung.  

Darüber hinaus verweisen wir auch auf die grundsätzliche Stellungnahme der DJGT zum 

Haustierabschuss aus dem Jahr 2021.18 

 

I. Hintergrund und Auslegung von § 29 NJagdG, § 23 BJagdG 

Das Jagdrecht unterliegt seit der Föderalismusreform im Jahre 2006 der unkonditionierten, 

abweichungsoffenen, konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit, Art. 74 Abs. 1 Nr. 28 

GG, Art. 72 Abs. 3 GG.  Nach Art. 125b Abs. 1 S. 1 GG gilt infolge der 

Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes nach Art. 75 GG a. F. die Fortgeltung als 

 
18 abrufbar unter: 20210413_Toetung-von-Haustieren-im-Rahmen-des-Jagdschutzes.pdf 

https://djgt.de/wp-content/uploads/2021/04/20210413_Toetung-von-Haustieren-im-Rahmen-des-Jagdschutzes.pdf
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Rahmenrecht.19 Damit sind die Länder an die aus dem Rahmenrecht bestehenden Befugnisse 

und Verpflichtungen und den bundesgesetzlichen Rahmen gebunden.20 

§ 23 BJagdG lautet: 

„Der Jagdschutz umfaßt nach näherer Bestimmung durch die Länder den Schutz des Wildes 

insbesondere vor Wilderern, Futternot, Wildseuchen, vor wildernden Hunden und Katzen 

sowie die Sorge für die Einhaltung der zum Schutz des Wildes und der Jagd erlassenen 

Vorschriften.“  

§ 23 BJagdG zielt unumstritten auf den Schutz des Wildes ab.21 Die näheren Bestimmungen 

des Jagdschutzes zum Schutz des Wildes erfolgen durch die Bundesländer. Die Norm selbst 

konkretisiert weder Rechte noch Pflichten - also weder ein Recht zur Tötung, noch ein Verbot. 

22 Eine Tötung ist ausgeschlossen, wenn keine Gefahr für das Wild besteht..23 Das 

Landesrecht, hier § 29 E-NJagdG, darf aus Gründen der Einheit der Rechtsordnung und unter 

Berücksichtigung von Art. 20a GG nicht über die rechtlichen Vorgaben des Bundesgesetzes 

hinausgehen bzw. muss zumindest bundesrechtskonform auslegbar sein.24 

 
19 Dreier/Wittreck GG Kommentar Bd. III, 3. Aufl. Art. 125b GG Rn. 12 mwN; Huber/Voßkuhle/Wolf GG 
Kommentar Bd. 3 Art. 125b GG Rn 11; Sachs/Degenhardt GG Kommentar 10. Aufl. 2024 Art. 125b Rn. 3 mwN; 
Dürig/Herzog/Scholz/Klein GG Kommentar Bd. VII 10.2024 Art. 125b GG Rn. 2 f. 
20 Huber/Voßkuhle/Wolf Art. 125b GG Rn. 11; Sachs/Degenhardt  Art.125b Rn. 3 mwN; Jarass/Pieroth/Jarass 
GG Kommentar 18. Aufl. 2024 Art. 125b GG Rn. 2; BeckOK GG/Seiler, 60. Ed. 28.12.2024, GG Art. 125b Rn. 
2.1; Dietlein/Froese/Sachs Jagdliches Eigentum 2018 S. 117 
21 Lorz/Metzger Jagdrecht, Fischereirecht 5. Auf. 2023 Art. 23 BJagdG Rn. 14; Leonhardt/Pießkalla Jagdrecht Lfg 
104 01.11.2023 § 23 BJagdG Rn. 5; Schuck/Ellenberger Kommentar Bundesjagdgesetz 4. Aufl. 2024 § 23 Rn. 2 
22 Leonhardt/Pießkalla § 23 BJagdG Rn. 1; Schuck/Ellenberger § 23 BJagdG Rn. 1; Dünchheim, Das 
Ökologische Jagdgesetz NRW und dessen Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz, 2015, S. 59 
23 Rose, Jagdrecht in Niedersachsen 34. Aufl. 2024 § 29 NJagdG S. 238; Lorz/Metzger, Jagdrecht  | 
Fischereirecht, 5. Aufl. 2023, § 23 BJagdG Rn. 14 m.w.N.; Schuck/Ellenberger, Bundesjagdgesetz 4. Aufl. 2025 § 
23 Rn. 14: „Der Jagdschutz umfasst den Schutz des Wildes vor aufsichtslosen 
Hunden und streunenden Katzen“; BayOLG v. 05.05.93 - 4 St RR 29.93 Rn. 23 juris 
24 Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 14 m.w.N. 
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Art. 72 Abs. 3 Nr. 1 GG gibt den Ländern die Kompetenz, von der bundesgesetzlichen  

Regelung abzuweichen und ist dabei nicht an die Grundkonzeption des Bundes gebunden.25 

Abweichungen von § 23 BJagdG durch die Länder sind bislang nicht erkennbar.26 Selbst bei 

Wahrnehmung der Abweichungskompetenz ist der Landesgesetzgeber nicht völlig frei, 

sondern an verfassungs-, europa- und völkerrechtliche Vorgaben in gleicher Weise wie der 

Bundesgesetzgeber gebunden; andernfalls wäre das Gesetz nichtig.27 Eine landesrechtliche 

Regelung, die nach geltenden Auslegungsregeln keine reale Gefahr für das Wild erfordert und 

schonendere Mittel außer Acht lässt, wäre nichtig. 

II. Regelung zu Hunden § 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG 

Nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG soll für Hunde folgendes gelten: 

„(1) Die Jagdschutzberechtigten sind in ihrem Jagdbezirk befugt, … 

2. wildernde Hunde, die sich nicht innerhalb der Einwirkung einer für sie verantwortlichen 

Person befinden und nicht als Jagd-, Rettungs-, Hirten-, Blinden-, Polizei oder sonstige 

Diensthunde erkennbar sind, einzufangen oder einfangen zu lassen,“ 

Dies hat nach der Begründung zum E-NJagdG folgende Gründe28 : 

„Mit der Streichung der Tötungserlaubnis von wildernden Hunden in Nr. 2 wird eine zentrale 

jagdliche Position des Koalitionsvertrages umgesetzt. Aufgrund bestehender 

Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Hunde ist das Eigentumsrecht zu beachten und 

 
25 Dreier/Wittreck Art. 125b GG Rn. 17; Dürig/Herzog/Scholz/Klein Art. 125b GG Rn. 4 f; Huber/Voßkuhle/Klein 
Art. 125b GG Rn. 20 
26 vgl. Dürig/Herzog/Scholz/Uhle Art. 72 GG Rn. 209; a.A. nur Schuck/Ellenberger § 23 BJagdG Rn. 20a  zur 
Regelung im Saarland -  die Gesetzgebungsbegründung und die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt enthält 
keinen Hinweis auf eine Abweichung 
27 Stern/Sodan/Möstl/Uhle § 42 Rn. 110 mwN; Huber/Voßkuhle/Oeter/Krönke GG Kommentar Bd. 2 Art. 72 GG 
Rn. 125; Deutscher Bundestag WD 3 - 3000 - 114/21 (7. Juni 2021), Kurzinformation Abweichungsgesetzgebung 
nach Art. 72 Abs. 3 GG, S. 1; Dürig/Herzog/Scholz/Uhle Kommentar GG Art. 72 GG Rn. 288 f.; Lorz/Metzger 
Jagdrecht Fischereirecht § 23 BJagdG Rn. 14  
28 Begründung GE zur Änderung NJagdG, zu Nr. 13, S. 10, 11 
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das Einfangen oder die Betäubung wildernder Hunde in der Güterabwägung als milderes 

Mittel dem Abschuss vorzuziehen. Das Töten eingefangener oder betäubter Hunde im 

Rahmen des Jagdschutzes ist verboten. Sollte dennoch von Hunden eine tatsächliche Gefahr 

für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen, stünden der Polizei Befugnisse aus dem 

Polizei- und Ordnungsrecht zu.“ 

Nachfolgend erhalten Sie unserer Stellungnahme. 

1.  § 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG - Tatbestandsmerkmale 

a) wildernde Hunde  

Zwei rechtliche Aspekte bieten hier erhebliche Unsicherheiten: die Eignung zum wildern (aa) 

und das wildern an sich (bb). 

aa) Eignung zum wildern 

Einigkeit besteht in der juristischen Kommentierung und Rechtsprechung, dass der Hund 

physiologisch in der Lage sein muss, dem zu schützenden Wild in nennenswertem 

Ausmaß gefährlich zu werden.29 Das wird abgelehnt bei sog. „Schoßhündchen“30, Hunden, 

die dem Wild z.B. nach Größe, Rasse, Beißkraft, Örtlichkeit, erkennbaren Reaktionen und 

sonstigen Begleitumständen nicht gefährlich werden können31. Beispielhaft werden benannt 

Hunde ohne Jagdneigung wie Großer Wolfspitzer, Hovawart,  schwerfälliger Dackel32 sowie 

junge, entkräftete oder verunglückte Hunde33. Das soll nach einer Auffassung nicht gelten, 

 
29 Berg, NuR 2021, 99, 101; Schuck/Ellenberger, Bundesjagdgesetz 4. Aufl. 2025 § 23 Rn. 18, 19; 
Leonhardt/Pießkalla, Jagdrecht, Lfg. 104 - 01.11.2023, § 23 BJagdG Rn. 5; Lorz/Metzger, § 23 BJagdG Rn. 14 
m.w.N.; so auch für Hauskatzen: Rose, Jagdrecht in Niedersachsen, S. 238 
30 Schuck/Ellenberger, § 23 BJagdG, Rn. 19 m.w.N.; Lorz/Metzger, § 23 BJagdG Rn. 14 
31 Hirt/Maisack/Moritz/Felde Tierschutzgesetz 4. Aufl. 2023 § 17 Rn. 34 m.w.N.; Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 
15, Erbs/Kohlhaas/Metzger, Strafrechtliche Nebengesetze 254. EL Oktober 2024, BJagdG § 23 Rn. 8; 
Schuck/Ellenberger § 23 BJagdG Rn. 18 
32 LG Würzburg v. 12.11.1985 - 2 O 571.85, NJW-RR 1986, 574 (Beck Online nachtragen) 
33 Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 15, Erbs/Kohlhaas/Metzger, Strafrechtliche Nebengesetze 254. EL Oktober 
2024, BJagdG § 23 Rn. 8 



  
 

 

              Seite 21 von 45 
 

„wenn ein krankes, in seinen Bewegungen stark eingeschränktes Reh von einem Dackel 

verfolgt wird“.34  

Ebenfalls problematisch ist die Zuordnung von Hunden zu Rassen. Allein der FCI erkennt 

aktuell 359 Hunderassen an35, Schätzungen gehen auf bis zu 1000 Hunderassen36. Dazu 

kommen Mischlinge, deren Herkunft sich selbst genetisch nicht klären lässt, solange der 

jeweilige Anteil unter 30 % liegt. Trotz möglicher rassespezifischer Besonderheiten ist und 

bleibt jeder Hund ein Individuum, dessen Physiologie und Verhalten entsprechend individuell 

ist. Mögliche Faktoren sind die Genetik (Rasse), Hormone, Erkrankungen 

(pathophysiologische Einflüsse wie Arthrose), Medikamente, Auswirkungen früherer 

Erfahrungen (z.B. ein Rückzug bei bestimmten Geräuschen), ein inadäquates Umfeld, 

mangelndes Training, unbeabsichtigtes „Training“ durch falsche oder fehlende Erziehung, 

andere konditionierende Effekte (z.B. Hund verschwindet bei laut rufendem Besitzer).37  

Ein Blick in die Rechtsprechung offenbart eine bunte Mischung an im Rahmen des 

Jagdschutzes getöteten Hunden: Golden Retriever38, Labrador-Schnauzer-Mischling mit 

einem Stockmaß von etwa 50 cm39, Cockerspaniel40, Collie41, Münsterländer42, 10jährige 

Foxterrier Hündin43 oder ein Husky-Mischling44. 

Das Gesetz geht von einem Hund aus. Die Bemühungen um Einschränkungen des 

Jagdschutzes bei untauglichen Tieren sind im Ansatz lobenswert, praktisch aber nur schwer  

 
34 Schuck/Ellenberger § 23 BJagdG Rn. 22 
35 VDH, Hunderassen, FCI-Gruppen https://welpen.vdh.de/fci-gruppen  
36 Zitat erforderlich, akt. 
https://www.zooroyal.de/magazin/hunde/hunderassen/#:~:text=Wie%20viele%20Hunderassen%20gibt%20es,nur
%20367%20(stand%202022).  
37 Askew, Behandlung von Verhaltensproblemen bei Hund und Katze 2. Auf. 2003, S. 39 ff. 
38 OLG Brandenburg v. 11.05.09 - 1 Ss 28.09  Rn - BeckRS 2009, 15960 
39 LG Münster v. 29.01.08- 13 Ns 540 Js 1659.05 Rn. 9 - juris 
40 AG Verden v. 12.09.1983 - 2 C 488/82 - BeckRS 2010, 6917 
41 BVerfG v. 19.01.65 - 2 BvL 6.64 - BeckRS 1965, 104391 
42 LG Würzburg v. 12.11.85 - 2 O 571.85 - NJW-RR 1986, 574 , auch Beck online) 
43 Bay OLG v. 05.05.93 - 4St RR 29.93  Rn. 2 - juris 
44 AG Stolzenau .v. 30.05.07 - 4 Ds 511 Js 37745/06 (193/06) Rn. 4 - juris 

https://welpen.vdh.de/fci-gruppen
https://www.zooroyal.de/magazin/hunde/hunderassen/#:~:text=Wie%20viele%20Hunderassen%20gibt%20es,nur%20367%20(stand%202022)
https://www.zooroyal.de/magazin/hunde/hunderassen/#:~:text=Wie%20viele%20Hunderassen%20gibt%20es,nur%20367%20(stand%202022)
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bis nicht umsetzbar. Die Fälle aus der Rechtsprechung zeigen im Übrigen , dass diese 

Bemühungen nicht im erforderlichen Umfang Früchte tragen. 

bb) wildern 

§ 23 BJagdG umfasst nach näherer Bestimmung durch die Länder den Schutz des Wildes vor 

wildernden Hunden und Katzen. Die darauf basierenden Regelungen der Länder 

unterscheiden sich inhaltlich stark voneinander. Einige Beispiele: die Tötung von Hunden im 

Jagdbezirk, es sei denn, der Hund befindet sich innerhalb der Einwirkung seines Herrn (§ 27 

Bremisches Landesjagdgesetz (LJagdG); die Tötung von wildernden Hunden, die außerhalb 

der Einwirkung der führenden Person im Jagdbezirk wildern (§ 33 Abs. 1 Nr. 2 S 1 LJagdG 

Bln); die Tötung von Hunden, die erkennbar dem Wild nachstellen und dieses gefährden nach 

ergebnislosem Einsatz milderer Mittel wie einfangen und einer behördlichen Genehmigung (§ 

49 Jagd- und Wildtiermanagementgesetz) oder auch die Tötung von wildernden Hunden, die 

als wildernd gelten, wenn sie im Jagdbezirk erkennbar dem Wild nachstellen und es gefährden 

können ungeachtet der Einwirkungsmöglichkeit nicht privilegierter Halter (Art. 42 Abs. 1 Nr. 2 

BayJG). Nicht eine Norm in den 16 Bundesländern gleicht der anderen.  

§ 29 Abs. 1 Nr. 2 NJagdG  in der aktuellen Fassung knüpft an ein wiederholtes wildern von 

Hunden außerhalb der Einwirkung der verantwortlichen Person und  einer Anzeige bei der 

Jagdbehörde. 

Dieser Flickenteppich führt  zu Rechtsunsicherheiten bei allen Beteiligten. Die Landesgesetze 

übertragen darüber hinaus Jagdschutzbefugnisse regelmäßig auf - auch landesfremde - 

Jagdgäste.  

Die unüberschaubare Zahl an Definitionen zum Wildern von Hunden führt zu 

unterschiedlichen Interpretationen in der Kommentierung. Eine Auffassung geht von einer 

gesetzlichen Vermutung des Wilderns in sechs Bundesländern aus und knüpft zunächst nur 

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-landesjagdgesetz-ljagdg-vom-26-oktober-1981-296450?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-landesjagdgesetz-ljagdg-vom-26-oktober-1981-296450?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-JagdGBE2006pP33
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-JagdGBE2006pP33
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/jlr-WildTManagGBWpP49
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/jlr-WildTManagGBWpP49
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayJG-42
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayJG-42
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/98246a21-a0fa-38f6-91e6-d98c8698dc3b
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an das freie herumlaufen des Hundes im Jagdbezirk an.45 Diese Auffassung bezieht sich 

neben älterer Rechtsprechung aus den Jahren bis 1983 auch auf eine Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts aus 1965. 46 Das Bundesverfassungsgericht hatte damals auf der 

Grundlage von § 18 NJagdG zu entscheiden. Danach  wilderte ein Hund im Jagdbezirk, es sei 

denn, dass sich der Hund innerhalb der Einwirkung seines Herrn … befindet.  Diese alte 

Formulierung findet sich heute nur noch in Bremen und Sachsen-Anhalt. Ein Rückgriff auf  

Gesetzesbegründungen und gerichtliche Entscheidungen verbietet sich bei fehlender 

Kontinuität der Gesetzeslage. Die überwiegende Auffassung verweist entsprechend explizit 

auf die Änderungen der damaligen Rechtlage, die Entwicklungen in 70 Jahren seit der 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in 1965 und die notwendige Auslegung auf der 

Basis der aktuellen landesrechtlichen Vorschriften.47 Landesrechtliche Regelungen, nach 

denen unbeaufsichtigt im Jagdbezirk laufende Hunde fiktiv wildern, widersprächen Art. 14 GG, 

Art. 20a GG und dem erforderlichen vernünftigen Grund zur Tötung. 48 Sind solche Normen 

insbesondere auch unter Berücksichtigung von Art. 103 Abs. 2 GG, Art. 20 Abs. 3 GG nicht 

verfassungs- und bundeskonform auszulegen, so sind sie nichtig.49 

Ein konkretes Wildern wird angenommen, wenn der Hund Wild reißt, konkret verfolgt und auch 

wenn er gezielt (mit tiefer Nase) sucht; ein bloßes Herumstreifen ohne Leine, spielen mit 

Artgenossen, punktuelles Schnüffeln reicht nicht aus.50 Aus unserer Sicht bietet ein Suchen 

 
45 Schuck/Ellenberger, § 23 BJagdG Rn. 15, 16, 18 
46 Schuck/Ellenberger, § 23 BJagdG Rn. 15 mit Hinweis u.a. auf BVerfG v. 19.0.1965 - 2 BvL 6/64 BeckRS 1965, 
104391 
47 Leonhardt/Pießkalla § 23 BJagdG Rn. 5; Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 13, 14; Erb/Kohlhaas/Metzger § 23 
BJagdG Rn. 7; MüKo/Pfohl StGB 4. Aufl. 2022 § 17 TierSchG Rn. 119 
48 Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 15 mwN; Hirt/Maisack/Moritz/Felde § 17 TierSchG Rn. 34 mwN.; im Ergebnis 
auch Berg, NuR 2021, 99, 102 
49 Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 14 mwN; Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 103 GG Rn. 180; 
Dürig/Herzog/Scholz/Remmert, GG, 106.EL. Oktober 2024 Art. 103 Abs. 2GG Rn. 49; Jarass, GG, 18. Aufl. 
2024, § 20 GG Rn. 46; Sachs/von Coelln, GG, 10. Aufl. 2024, § 20 Rn. 95; Huber/Voßkuhle/Sommermann, GG, 
8. Aufl. 2024, § 20 Rn. 258 
50 Berg NuR 2021, 99, 101, 102 m.w.N.; Hirt/Maisack/Moritz/Felde § 17 Rn. 34; Schuck/Ellenberger, § 23 
BJagdG, Rn.22; Rose, Jagdrecht in Niedersachsen, S. 238 

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-landesjagdgesetz-ljagdg-vom-26-oktober-1981-296450?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-JagdGST1991V1P31
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mit tiefer Nase allein keinen Anhaltspunkt für ein wildern.  Der Hund kann genauso gut die 

Fährte einer läufigen Hündin aufgenommen haben.  

cc) Anregung 

Das Merkmal „wildernder Hund“ ist nach der aktuellen Rechtslage in Niedersachsen und dem 

Entwurf zur Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes auszulegen. Um 

Auslegungsprobleme zu vermeiden, bitten wir zu überdenken, ob das Merkmal wildern ähnlich 

wie in anderen Landesjagdgesetzen konkretisiert wird. Ein Vorschlag beispielsweise wäre die 

Konkretisierung wie folgt: „ Wild erkennbar hetzen, reißen, verletzten oder töten und dadurch 

das Wild konkret gefährden bzw. töten“. 

b) Hunde, die sich nicht innerhalb der Einwirkung einer für sie verantwortlichen Person 

befinden  

aa) Versuch einer Definition 

Diese Frage ist einzelfallabhängig zu beurteilen und wird bei kurzfristigem Abbruch des 

Sichtkontaktes verneint51, ebenso beim Herauslaufen aus einem Grundstück oder sich 

anschließen an den Jäger52. Der Hund ist nicht unter Einwirkung, wenn er außerhalb der 

Rufweite ist oder die Kommandos missachtet.53 Bei einem unmittelbaren Hetzen des Hundes 

auf das Wild könne von einer fehlenden Einwirkungsmöglichkeit des Halters unabhängig von 

der Distanz auszugehen sein.54 In der Rechtsprechung wurden Distanzen von 15 m, aber auch 

von 100 m und mehr behandelt.55 Zur Vermeidung von Fehleinschätzungen besteht eine 

genaue Prüfungspflicht, auch im Hinblick auf eine mögliche Einwirkungsmöglichkeit des 

 
51 Berg, NuR 2021, 99,102 m.w.N. 
52 Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 15 
53 Rose, Jagdrecht n Niedersachsen, S. 238 
54 Berg, NuR 2021, 99, 102 m.w.N;  
55 vgl. z.B. AG Verden v. 12.09.83 - 2 C 488.82 - juris (15 m); BayObLG v. 29.09.21 - 202 OBOWi 1120.21 - 
BeckRS 2021, 34022 Rn. 8 (100 m); VG Gera v. 24.11.22 - 1 E 954.22 - juris Rn. 10 (100m) 
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Hundehalters bzw. einer verantwortlichen Person.56  In einer Entscheidung aus Münster aus 

2008 wurde ausführlich diskutiert, ob der Labrador-Schnauzer-Mischling aus dem Tierheim 

erschossen werden durfte, obwohl weder Wild in der Näher war und die  Halter vier- bis fünf 

Minuten oder gar zehn Minuten nach dem Hund riefen.57  

bb) Anregung 

Im Interesse einer klaren Rechtsanwendung und der Verwaltungseffizienz ist eine 

Konkretisierung wünschenswert, insbesondere wenn die Tatbestandsmerkmale „wiederholt 

wildernd“ und die „Anzeige bei der Jagdbehörde“ nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG aktuell 

wegfallen, ein Eingriff also früher möglich ist. 

c) einzufangen oder einfangen zu lassen 

aa) Definition einfangen oder einfangen zu lassen  

Ein Einfangen ist bislang in Baden-Württemberg und in Nordrhein-Westfalen vorgesehen. In 

der Kommentierung und der veröffentlichten Rechtsprechung zeigen sich noch keine 

Erkenntnisse. Umso mehr bedarf es einer Erläuterung zumindest in der Gesetzesbegründung, 

wer und wie ein Hund eingefangen werden darf. In einem Fall aus Würzburg aus 2020 wurde 

eine Australien-Shepard-Hündin in einer sog. Krefelder Fall gefangen; der Jäger erschoss das 

Tier in der Falle, da die Hündin ihm sehr wild vorkam.58 Klar zu regeln ist daher auch, was mit 

eingefangen Hunden passieren soll. 

bb) Betäubung? 

Die Begründung zu § 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG enthält neben dem Merkmal „Einfangen“ die 

ergänzende Möglichkeit der Betäubung. Das ist im Gesetzestext zwar nicht vorgesehen, 

 
56 Schuck/Ellenberger, § 23 BJagdG, Rn.20 
57 LG Münster v. 29.01.08- 13 Ns 540 Js 1659.05 Rn. 9, 24, 29 
58 VG Würzburg v. 23.10.20 - W 9K 19.1489 Rn. 3 BeckRS 2020, 33753 
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dennoch klargestellt werden, dass wirklich nur ein „einfangen“ bzw. „einfangen zu  lassen“ 

zulässig ist.  Der Begriff der Betäubung ist nicht definiert. Die Frage der Sachkunde wird  nicht 

erörtert. Jede Art von Betäubung kann für Hunde mit erheblichen Komplikationen verbunden 

sein.59  

cc) Anregung 

Wir regen dringend notwendige Konkretisierungen zum Begriff des Einfangens an, ggfs. auch 

unter Einbeziehung von Erfahrungen aus Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen. Die 

Möglichkeit der Betäubung sollte konkret ausgeschlossen werden durch Klarstellungen im 

Gesetzgebungsverfahren. 

II. Regelung zu Katzen § 29 Abs. 1 Nr. 3 E-NJagdG60 

Nach § 29 Abs. 1 Nr. 3 E-NJagdG soll für Katzen folgendes gelten: 

„(1) Die Jagdschutzberechtigten sind in ihrem Jagdbezirk befugt,    

3. erkennbar verwilderte, wildernde Hauskatzen, die sich mehr als 350 m vom nächsten 

Wohnhaus entfernt befinden und verwilderte Frettchen zu töten.“ 

Dies hat nach der Begründung zum E-NJagdG folgende Gründe61 : 

„Mit der Streichung der Tötungserlaubnis von wildernden Hunden in Nr. 2 wird eine zentrale 

jagdliche Position des Koalitionsvertrages umgesetzt. Aufgrund bestehender 

Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Hunde ist das Eigentumsrecht zu beachten und 

 
59 vgl. https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/andere-tierarten/wissensbank/allgemeines-tierarten-
ubergreifend/narkoserisiko-beim-tier/  
60 vgl. zum Regelungskomplex Katzen und Jagdschutz: Vortrag Christina Patt, Vorstandsmitglied DJGT e.V. vom 
13.03.2025 vor dem Niedersächsischen Tierschutzbeirat TOP 7 - Tötung Haustiere; DJGT e.V. Stellungnahme 
vom 13.04.2021 - Die Tötung von Hunden und Katzen im Rahmen des Jagdschutzes 
61 Begründung GE zur Änderung NJagdG, zu Nr. 13, S. 10, 11 

https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/andere-tierarten/wissensbank/allgemeines-tierarten-ubergreifend/narkoserisiko-beim-tier/
https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/andere-tierarten/wissensbank/allgemeines-tierarten-ubergreifend/narkoserisiko-beim-tier/
https://djgt.de/wp-content/uploads/2021/04/20210413_Toetung-von-Haustieren-im-Rahmen-des-Jagdschutzes.pdf
https://djgt.de/wp-content/uploads/2021/04/20210413_Toetung-von-Haustieren-im-Rahmen-des-Jagdschutzes.pdf
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das Einfangen oder die Betäubung wildernder Hunde in der Güterabwägung als milderes 

Mittel dem Abschuss vorzuziehen. Das Töten eingefangener oder betäubter Hunde im 

Rahmen des Jagdschutzes ist verboten. Sollte dennoch von Hunden eine tatsächliche Gefahr 

für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen, stünden der Polizei Befugnisse aus dem 

Polizei- und Ordnungsrecht zu. 

Die Tötung von wildernden Hauskatzen wird in Nr. 3 erheblich eingeschränkt. Künftig dürfen 

diese Katzen nur noch getötet werden, wenn sie als erkennbar verwildert angesprochen 

werden. Diese Identifizierung drückt sich z. B. durch ein struppiges Fell oder erkennbar 

krankes Verhalten aus. Zudem ist die Entfernungsdistanz zum nächsten Wohnhaus um 50 

Meter auf 350 m erweitert worden, was einer Erhöhung des sicheren Streifgebietes um ca. 10 

ha oder ca. 35 % entspricht.“ 

1. Vorabhinweise zur Gesetzgebungsbegründung zu § 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG 

Die gesamte Gesetzgebungsbegründung zu Hunden und Katzen wird hier noch einmal zitiert, 

um die Gründe für die unterschiedliche Behandlung von Hunden und Katzen aus Sicht des 

Gesetzgebers zu verdeutlichen. Die Begründung zeigt, dass bestimmte rechtliche und 

tatsächliche Aspekte unzutreffend sind. 

Der Koalitionsvertrag für Niedersachsen für 2022 bis 2027 enthält folgenden Passus: „Den 

Abschuss von Katzen und Hunden wollen wir in Niedersachsen beenden.“ 62 Mit § 29 E-

NJagdG wird allerdings nur die Hälfte der Vereinbarung umgesetzt.  Der gesetzgeberische 

Grund für die unterschiedliche Behandlung - Einfangen von wildernden als milderes Mittel statt 

 
62 Begründung GE zur Änderung NJagdG, zu Nr. 13, S. 10, 11; Koalitionsvertrag zwischen der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) Landesverband Niedersachsen und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN Niedersachsen 2022-2027 S. 47, 48: „Den Abschuss von Katzen und Hunden wollen wir in 
Niedersachsen beenden.“ 
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Erschießen der Katzen - ist, dass „aufgrund bestehender Kennzeichnungs- und 

Registrierungspflicht für Hunde das Eigentumsrecht zu beachten ist“. 

Der Hinweis auf eine fehlende Kennzeichnung und Registrierung von Katzen als Grund für die 

unterschiedliche Behandlung überrascht:  

in Niedersachsen gibt es ein Gesetzgebungsverfahren zur Einführung einer „Landesweiten 

Katzenschutzverordnung - Tierleid beenden, Kastration, Kennzeichnung und Registrierung 

zur Pflicht machen“.63 Das Gesetzgebungsverfahren ist bereits sehr weit fortgeschritten, da 

der Niedersächsische Landtag dem Entschließungsantrag bereits zugestimmt hat.64 Mit einer 

entsprechenden Verordnung für Katzen, die auch die Kennzeichnung und Registrierung der 

Katzen umfasst, ist in diese Legislaturperiode mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 

zu rechnen.  Auch europarechtlich sieht die geplante Verordnung der EU zum Tierwohl von 

Hunden und Katzen in Art. 17 eine Kennzeichnung und Registrierung von Katzen vor.65 

Verwunderlich ist überdies, dass der Gesetzgeber die Eigentumsfrage an die Kennzeichnung 

und Registrierung eines  Tieres knüpft. Sachenrechtlich ist das keine 

Tatbestandsvoraussetzung für die Frage des Eigentums. Ein Hund mit Kennzeichnung und 

Registrierung ist aufgrund der weit verbreiteten Kennzeichnung mittels eines sehr kleinen 

Chips in der Regel nicht von einem gechippten und registrierten Hund zu unterscheiden. 

Eigentum richtet sich nach den Vorschriften des Sachenrechts. Das 

Bundesverwaltungsgericht stellte 2018 ergänzend klar, dass auch das Aussetzen eines 

Haustieres an der Eigentumsfrage nichts ändert.66 Eine Verwilderung einer ausgesetzten oder 

verloren gegangenen Katze hat keinen Einfluss auf das Eigentum; der Halter sucht das Tier 

 
63Niedersächsischer Landtag Drs. 19/1240: https://www.landtag-
niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01001-01500/19-01240.pdf   
64 Niedersächsischer Landtag Drs. 19/1684: https://www.landtag-
niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01684.pdf  
65 https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/en/procedure-file?reference=2023%2f0447(COD)   
66 BVerwG, Urt. v. 26.04.18 - BVerwG 3 C 24.16 - https://www.bverwg.de/de/260418U3C24.16.0  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01001-01500/19-01240.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01001-01500/19-01240.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01684.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01684.pdf
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/en/procedure-file?reference=2023%2f0447(COD)
https://www.bverwg.de/de/260418U3C24.16.0
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Umständen täglich mit enormem Aufwand. Und auch die ungepflegt erscheinende Katze mit 

Arthrose oder ein schüchternes, wehrhaftes Tier ehemals aus dem Animal Hoarding hat einen 

Eigentümer. 

2. § 29 Abs. 1 Nr. 3 E-NJagdG - Tatbestandsmerkmale 

a) Hauskatzen im Eigentum versus „Streuner“? 

Grundsätzlich sind alle Katzen mit Ausnahme der nach dem Naturschutzrecht streng 

geschützten Europäische Wildkatze vom Jagdschutz betroffen. Aus der 

Gesetzgebungsbegründung und dem Eckpunktepapier des zuständigen Ministeriums vom 

07.10.202567 wird deutlich, dass der Gesetzgeber die letztendliche Abwägung gegen eine 

Tötung davon abhängig macht, ob an der Katze Eigentum bestehen könnte, das durch Art. 14 

GG geschützt ist. 

Der Nichtjurist unterscheidet regelmäßig nicht zwischen Eigentum und Besitz, obwohl sich die 

Begriffe deutlich unterscheiden. Die Änderung der Eigentumsverhältnisse an einer Sache bzw. 

Tieren - auf die nach § 90a BGB die für Sachen geltenden Vorschriften entsprechend 

anzuwenden sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist - richtet sich nach den Vorschriften 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Der Übergang des Eigentums ist an spezifische 

Voraussetzungen geknüpft, abhängig vom  zugrunde liegenden Sachverhalt (z.B. Verkauf, 

Fund und späterer Eigentumserwerb nach § 973 BGB). 

In der Öffentlichkeit wird die Zahl der sog. Streunerkatzen seit Jahren diskutiert. Diese seien 

oft ausgesetzte Katzen und/oder deren Nachkommen.  Die Eigentumsfrage bei diesen Tieren 

hat das Bundesverwaltungsgericht in einer Entscheidung vom 26.04.201868 abschließend 

 
67 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Eckpunkte der Novelle 
des Landesjagdgesetzes v. 07.10.25: https://www.ml.niedersachsen.de/presse/pressemitteilungen/basis-fur-
modernes-jagdgesetz-steht-waidgerechtigkeit-wird-gestarkt-238901.html  
68 BVerwG, Urt. v. 26.04.18 - BVerwG 3 C 24.16  

https://www.ml.niedersachsen.de/presse/pressemitteilungen/basis-fur-modernes-jagdgesetz-steht-waidgerechtigkeit-wird-gestarkt-238901.html
https://www.ml.niedersachsen.de/presse/pressemitteilungen/basis-fur-modernes-jagdgesetz-steht-waidgerechtigkeit-wird-gestarkt-238901.html
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geklärt. Danach ist die Dereliktion eines Tieres aufgrund tierschutzwidrigem Aussetzen (§ 3 

Abs. 1 Nr. 3 TierSchG) nichtig im Sinne von § 134 BGB mit der Folge, dass das Eigentum 

bestehen bleibt und sich an Jungtieren fortsetzt (§ 953 BGB).69 Fälle einer wirksamen 

Dereliktion von in menschlicher Obhut befindlichen Tieren sind nur in eher sehr theoretischen 

Einzelfällen denkbar.70 Literatur und Rechtsprechung stimmen der Auffassung zu.71 

Zur Erläuterung: Das Eigentum ist Anknüpfungspunkt der tierschutzrechtlichen Verantwortung 

für die Tiere.72 Die Ziele des § 3 Abs. 1 Nr. 3 TierSchG können nicht unabhängig von der 

Eigentumslage erreicht werden.73 Würde das ausgesetzte Tier infolge wirksamer Aufgabe des 

Eigentums als „herrenlos“ eingestuft, so wäre § 953 BGB nicht anwendbar. Der 

Eigentümer/Halter, der ein trächtiges Tier aussetzt, hätte mit den Jungtieren rechtlich nichts 

zu tun. Nur die Einstufung der Tiere als Fundtiere wird Art. 20a GG im Interesse des Schutzes 

von Tieren gerecht. Die auch tierschützende Wirkung des Fundrechts74 kann sich nur 

entfalten, wenn die Dereliktion nach § 134 BGB nichtig und die Tiere nicht herrenlos geworden 

sind.75 Würden die Tiere aufgrund wirksamer Dereliktion durch das Aussetzen der Tiere 

herrenlos, so wäre ihr weiteres Schicksal völlig ungewiss, denn jeder, der Besitz an dem Tier 

ohne Eigenbesitzwillen begründet, könnte dieses jederzeit wieder aussetzen, so dass die 

Einordnung als Fundsache die einzig vertretbare im Sinne von Art. 20a GG ist, ohne den durch 

 
69 BVerwG, Urt. v. 26.04.18 - BVerwG 3 C 24.16 -Tenor 1, Rn. 16 
70 BVerwG, Urteil v. 26.04.18 - BVerwG 3 C 2.16 Rn. 16 
71 OVG Münster, Urt. v. 11.05.24 - 20 A 3487.19 Rn. 56-60; OVG Koblenz, Urt. v. 20.11.18 - 7 A 10624.18.OVG 
LS 3 und 4 Rn. 31;  VG Cottbus, Beschl. v. 18.07.22 - 3 L 135.22 Rn. 10; VG Würzburg, Urt. v. 04.11.19 - W 8 K 
19.842 LS 2 Rn. 25; VG Köln, Urt. v. 17.07.19 - 21 K 12337.16 Rn. 28-32; MüKoBGB/Oechsler 9. Aufl. 2023, § 
959 Rn. 7, § 965 Rn. 3, 7, § 967 Rn. 5; HK-BGB/Schulte-Nölke, 2021, Rn. 1; Prütting/Wegen/Weinreich BGB, 19. 
Aufl. 2024, § 959 Rn. 2, Staudinger/Heinze BGB Buch 3 § 959 Rn. 8a m.w.N.; Palandt BGB Komm. 82. Aufl. 
2023 § 859 Rn.1; i. E. auch jurisPK-BGB/Martinek 10. Aufl. 2023 § 959 Rn. 7; Hirt/Maisack/Moritz/Felde 
Einleitung Rn. 116, 116b, 116e m.w.N.; Lorz/Metzger, § 2 Anh. Rn. 14 m.w.N. 
72 BVerwG, Urt. v. 26.04.18 - BVerwG 3 C 24.16 LS2, Rn. 16 
73 Staudinger/Heinze BGB Buch 3 § 959 Rn. 8a m.w.N. 
74 Oechsler JuS 2016, 215, 217 
75 Staudinger/Heinze § 959 Rn. 8a m.w.N. 
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Art. 20a GG gewährten Schutz des individuellen Tieres76 und das Anliegen des Tierschutzes 

und offensichtlich und grundlegend zu missachten.77  

Dem Gesetzgeber sind die auch tierschützenden Wirkungen des Fundrechts neben dem 

primär auf den Schutz des Interesses des Eigentümers anlegten Wirkungen bewusst.78 Die 

Bundesregierung erklärte im Rahmen einer kleinen Anfrage bereits im November 2015, dass 

Tiere, die üblicherweise von Menschen gehalten werden wie z.B. Katzen, grundsätzlich als 

Fundtiere einzustufen sind.79 Damit stellte sich die Bundesregierung auf die Seite der 

Tierschutzverbände, die Versuche von Gemeinden kritisierten, Tiere als herrenlos 

einzustufen, um der Verantwortung für aufgefunden Tiere zu entgehen. Im April 2017 

unterstrich die Bundesregierung erneut, dass bei aufgefundenen Haustieren in der Regel von 

Fundtieren auszugehen ist.80 Der Gesetzgeber hat trotz dieser Anfragen und einer 

Entschließung des Bundesrates zur Unterbringung aufgefundener Tiere81 gegenüber dem 

BGB und § 3 TierSchG keine weiteren Regelungen erlassen.82 Die bürgerlich-rechtlichen 

Regelungen seien ausreichend.83 Der Wissenschaftliche Dienstes des Deutschen 

Bundestages teilt die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts in einer Veröffentlichung 

aus dem Jahr 2020.84 

Nach dem Bundesverwaltungsgericht bestehen hohe Anforderungen, um mit hinreichender 

Sicherheit ein Eigentum auszuschließen.85 „Mit hinreichender Sicherheit“ ist ein Begriff aus 

dem Polizei- und Ordnungsrecht und knüpft an den Gefahrbegriff. Hinreichend sicher ist die 

 
76 Dürig/Herzog/Scholz/Callies GG-Komm. August 2024, Art. 20a GG Rn. 61; Hirt/Maisack/Moritz/Felde Art. 20a 
GG Rn. 6 
77 Oechsler JuS 2016, 215, 216 f. 
78 BVerwG, Urt. v  26.04.18 - 3 C 2.16 Rn. 16 
79 BT-Drs. 18/6620 S. 5 
80 BT-Drs. 18/11890 S.11 
81 BR-Drs. 408/11 
82 Staudinger /Heinze § 959 BGB Rn. 8a m.w.N. 
83 BT-Drs.18/11890 S. 11;  
84 Deutscher Bundestag Wissenschaftliche Dienste v. 29.10.20 - WD  5 - 3000 - 108/20, S. 5: 
https://www.bundestag.de/resource/blob/810174/43498d0e546bff2feadd87aff5c3c18f/WD-5-108-20-pdf-data.pdf 
85 BVerwG, Urt. v  26.04.18 - 3 C 2.16 Rn. 17 

https://www.bundestag.de/resource/blob/810174/43498d0e546bff2feadd87aff5c3c18f/WD-5-108-20-pdf-data.pdf
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Annahme, dass Eigentum auszuschließen ist, wenn dies mit Sicherheit zu erwarten ist. Nicht 

hinreichend ist für den Ausschluss bestehenden Eigentums, wenn dem lediglich Vermutungen 

ohne tatsächliche Anhaltspunkte zugrunde liegen oder ein Umstand lediglich nicht völlig 

auszuschließen ist.86 Letztlich stellt das Bundesverwaltungsgericht fest, dass  Fälle einer 

wirksamen Dereliktion bei in Menschenhand gehaltenen Haustieren nur sehr theoretisch in 

Betracht kommen.87 

b) erkennbar verwilderte Katzen 

aa) Fragen des Bestimmtheitsgebots, Art. 103 Abs. 2 GG 

Das weitere Merkmal, an das der Gesetzgeber anknüpfen möchte - erkennbar verwilderte 

Katzen, identifizierbar durch ein struppiges Fell oder erkennbar krankes Verhalten - weist aus 

unserer Sicht  Bedenken im Hinblick auf das Bestimmtheitserfordernis nach Art. 103 Abs. 2 

GG auf. 

Nach den Vorgaben von  Art. 103 Abs. 2 GG als Ausprägung des allgemeinen 

Bestimmtheitsgrundsatzes aus Art. 20 Abs. 3 GG soll der Einzelne von vorherein wissen 

können, was strafrechtliche verboten ist und welche Strafe ihm droht, um sein Verhalten von 

vornherein daran auszurichten.88 Der straffreie Rahmen muss ihm nach der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgericht in der Regel nicht klar vor Augen stehen; vielmehr muss  der 

Betroffene das Risiko einer Bestrafung erkennen können muss bzw. den durch die Strafnorm 

geschützten Wert und das Verbot gewisser Verhaltensweisen und die staatliche Reaktion 

 
86 Kilgreen/Poscher Polizei- und Ordnungsrecht 13.Aufl. § 8, S.116 
87 BVerwG, Urt. v  26.04.18 - 3 C 2.16 Rn. 17 
88 Jarass, GG, 18. Aufl. 2024, Art. 103 GG Rn. 74; Sachs/Degenhardt, GG, Art. 103 Rn. 63 
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erkennen können muss.89 Verstößt ein Gesetz gegen die Anforderungen nach Art 103 Abs. 2 

GG,  ist es nichtig.90 

Der Jäger, der im Rahmen des Jagdschutzes eine Katze töten will, muss von vornherein 

wissen, was strafbar sein kann, was nicht und welche Strafe droht. Ein Verstoß gegen 

Vorgaben des Jagdschutzes hat unter anderem ein Strafverfahren nach § 17 Nr. 1 TierSchG 

zur Folge und regelmäßig auch den Verlust des Jagdscheins (§§ 18 Abs. 1, 17 Abs. 3 Nr. 1 

BJagdG) zur Folge. 

Ein Teil der Jäger  verweist darauf, es sollten nur „herrenlosen Streuner“ erschossen werden: 

„Es geht hier schlichtweg um besitzerlose, verwilderte Katzen.91 Der Landesjagdverband 

Sachsen e.V. hingegen argumentiert, dass man „streunende Stubentiger von verwilderten 

Hauskatzen“ nicht unterscheiden könne und Fehlabschüsse von streng geschützten 

Wildkatzen  möglich wären.92 Selbst der Adressatenkreis kommt hier zu unterschiedlichen 

Schlüssen, ungeachtet der Fehleinschätzung zum Eigentum.  

bb) Indikation durch struppiges Fell und erkennbar krankes Verhalten 

Das Aussehen ist als Unterscheidungsmerkmal bei der theoretisch sehr geringen Möglichkeit 

von Katzen, die nicht in einem Eigentum stehen,  untauglich. Bei der Grundsatzentscheidung 

des Bundesverwaltungsgerichts aus 2018 ging es um einen bei einer Scheune aufgefundenen 

Hund, der einen verwilderten Eindruck machte und abgemagert war; dennoch stufte das 

Gericht ihn als Fundtier (also mit Eigentümer) ein.93 Auch andere Entscheidungen ziehen aus 

dem Erscheinungsbild von aufgefundenen Haustieren keine Schlüsse auf den rechtlichen 

 
89 Huber/Voßkuhle/Aust, GG 8. Aufl. 2024, Art. 103 Rn. 149 
90 Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 103 GG Rn. 180; Dürig/Herzog/Scholz/Remmert, GG, 106.EL. Oktober 2024 
Art. 103 Abs. 2GG Rn. 49 
91 Der Spiegel v. 13.09.17 - Interview mit der stellvertretenden Pressesprecherin des DJV - 
https://www.spiegel.de/panorama/jaeger-erschiessen-katzen-fuer-den-artenschutz-a-1165111.html   
92 https://ljv-sachsen.de/ag-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/sachsens-jaeger-wollen-keine-katzen-
schiessen/  
93 BVerwG, Urteil v. 26.04.18 - BVerwG 3 C 24.16 LS2, Rn. 11 

https://www.spiegel.de/panorama/jaeger-erschiessen-katzen-fuer-den-artenschutz-a-1165111.html
https://ljv-sachsen.de/ag-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/sachsens-jaeger-wollen-keine-katzen-schiessen/
https://ljv-sachsen.de/ag-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/sachsens-jaeger-wollen-keine-katzen-schiessen/
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Status: eine freilebende Katze in ungepflegtem Zustand ist nicht „herrenlos“;94 das OVG 

Koblenz stufte 2018 drei Katzen als Fundtiere ein, von denen nur eine ein Halsband trug.95   

Das Aussehen einer Katze kann unterschiedlichste Ursachen haben. Die AniCura 

Deutschland GmbH, ein führender europäischer Betreiber von Tierarztpraxen und Tierkliniken 

mit 78 Standorten in Deutschland und 490 in Europa, gibt in der Wissensdatenbank auf 

folgende Ursache für stumpfes, struppiges Fell bei Katzen:96 

• mangelnde Pflege infolge Übergewicht oder andere chronische Krankheiten 

• Ernährungsfehler (essentielle Fett- und Aminosäuren, Mineralstoffe oder 

Spurenelemente fehlen) 

• Parasiten 

• Stoffwechselerkrankungen (Schilddrüse) 

 

Greift man sich auf das veterinärmedizinische Standardwerk zu Krankheiten der Katze von 

Lutz/Kohn/Forterre97 und gibt das Stichwort „struppiges Fell“ ein, so erweitert sich die Liste an 

potentiellen Ursachen erheblich. Zum Beispiel: 

- stumpfes, glanzloses Fell als Folge einseitiger Ernährung, Mineralstoffmängel oder -

überschüsse98, 

- struppiges Fell alters-, gewichts- und krankheitsbedingt infolge mangelnder 

Fellpflege99, 

 
94 VG Cottbus, Beschl. v. 18.07.22 - 3 L 135.22 Rn. 10 
95 OVG Koblenz v. 20.11.18 - 7 A 10624.18  
96 https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/katze/wissensbank/stumpfes-fell-katze/; vgl. auch Uhlen, Die Fell-
Mineralanalyse - Fell als Spiegel der Gesundheit, Zeitschrift für ganzheitliche Tiermedizin 2023, 114 
97 Lutz/Kohn/Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019 - https://www.thieme-
connect.de/products/ebooks/book/10.1055/b-003-117815  
98 Uhlen, Die Fell-Mineralanalyse - Fell als Spiegel der Gesundheit, Zeitschrift für ganzheitliche Tiermedizin 2023, 
114; https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/katze/wissensbank/stumpfes-fell-katze/  
99 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap. 38 S. 965 (Gelenke), Kap. 40 , S. 1020 f. (Alter) 

https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/katze/wissensbank/stumpfes-fell-katze/
https://www.thieme-connect.de/products/ebooks/book/10.1055/b-003-117815
https://www.thieme-connect.de/products/ebooks/book/10.1055/b-003-117815
https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/katze/wissensbank/stumpfes-fell-katze/
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- struppiges, glanzloses Fell und Abmagerung durch  Bandwürmer100, Spulwürmer101, 

Milben oder Flöhe102, Haarbalgmilbenbefall, Herbstgrasmilbenbefall103, 

dermatologische Erkrankungen104, Alopezien105, 

- mattes, ungepflegtes Fell bei Infektionen wie das feline Leukämievirus (FeLV)106, 

- struppiges, stumpfes Fell bei Stoffwechselerkrankungen, z. B. Hyperthyreose 

(Schilddrüsenüberfunktion - in einigen Ländern ab 9 Jahren bei jeder 10. Katze - trotz 

guter Fütterung)107, 

- stumpfes Fell bei Diabeteserkrankung108; ca. 75.000 in Deutschland109, 

- fettiges, verklebtes Fell und Gewichtsverlust bei einer 

Bauchspeicheldrüsenerkrankung110, 

- Abmagerung infolge ungenügender Futteraufnahme (z. B. Qualität des Futters, 

Zahnerkrankungen, gastrointestinale u.a. Ursachen), Erkrankungen wie einer 

Bauchspeicheldrüsenerkrankung, Nierenerkrankungen, Leberinsuffizienz u.a., 

Nährstoffverlust durch Diabetes Mellitus, Parasiten u.a. oder auch durch eine 

Schilddrüsenerkrankung, andere Entzündungen oder auch bei Trächtigkeit111, 

- Augen- und Nasenausfluss infolge Infektionen wie FCI-Katzenschnupfen112, 

- gesträubtes Fell bei Angst oder Schmerzen113. 

 
100 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap.19 S. 448 
101 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap.19 S. 458 f. 
102 https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/katze/wissensbank/stumpfes-fell-katze/ 
103 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap.19 S. 464 f. 
104 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap.24 S. 644 
105 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap.24 S.637. 
106 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap.16 S. 361 
107 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap. 35 S. 910f. 
108 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap. 35 S. 920 
109 https://www.vetmedica.de/diabetes-bei-hund-katze  
110 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap. 29 S. 740 
111 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2019, Kap. 8, S. 172 
112 Lutz, Kohn, Forterre, Krankheiten der Katze 6. Aufl. 2016, Kap.16 S. 393, 342 
113 Schroll in Geliebte Katze 2023, 51 

https://www.anicura.de/fuer-tierbesitzer/katze/wissensbank/stumpfes-fell-katze/
https://www.vetmedica.de/diabetes-bei-hund-katze
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Manchmal wird auch vom Erscheinungsbild her auf fehlende Halsbänder hingewiesen bzw. 

deren Nutzung wird empfohlen. Auch das ist nicht zielführend. Tierschutzorganisationen114 

wie die TVT e.V. weisen auf die damit verbundenen Gefahren bei Katzen ab. Die TVT stuft 

Halsbänder bei Katzen als tierschutzwidriges Zubehör ein , da die Katze beim unbeobachteten 

Freigang an einem Ast oder Zaun hängenbleiben kann oder sich beim Putzen  im Halsband 

verfangen kann und dadurch Verletzungen bis zum Tod eintreten.115  

c) Wildernde Katzen 

aa) Fiktion des Wilderns 

Katzen gelten allein aufgrund einer Abstandsregelung zu einem Wohnhaus als wildernd. Diese 

auf einer Fiktion beruhende Regelung fußt auf dem Reichsjagdgesetz, das eine Schutzzone 

für das Wild in einer bestimmten Entfernung von einem bewohnten Haus festgelegte.116 Der 

Unterschied zu Hunden wird damit gerechtfertigt, dass Katzen anders als Hunde einer 

Einwirkung seitens des Menschen nicht in gleichem Maße zugänglich seien wie der an Kräften 

weit überlegene Hund. 117  Eine Katze innerhalb der Schutzzone, die geduckt läuft oder 

schleicht, wildert noch nicht und darf dort nicht getötet werden.118 

Auch für Hunde halt lange Zeit ein fiktives Wildern, denn es wurde allein auf das freie 

herumlaufen im Jagdbezirk abgestellt.119 Im Laufe der Zeit haben sich allerdings sowohl die 

Rechtslage, wie auch Literatur und Rechtsprechung weiterentwickelt [siehe II.1.a)bb)].  

bb) Wildern setzt eine Gefahr für das Wild voraus 

 
114 https://www.findefix.com/haustier-tipps/halsbaender-nicht-bei-katzen/  
115 TVT e.V. Merkblatt Nr.195 S. 10 - https://www.tierschutz-tvt.de/alle-merkblaetter-und-stellungnahmen/#c412 - 
Tierschutzwidriges Zubehör Katze 
116 Lorz/Metzger, § 23 BJagdG Rn.19 
117 Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn.19; Rose, Jagdrecht in Niedersachsen 34. Aufl. 2024 § 29 NJagdG S. 238; 
Schuck/Ellenberger, § 2 BJagdG Rn. 14 
118 Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 19 
119 Leonhardt/Pießkalla § 23 BJagdG Rn. 5 

https://www.findefix.com/haustier-tipps/halsbaender-nicht-bei-katzen/
https://www.tierschutz-tvt.de/alle-merkblaetter-und-stellungnahmen/#c412
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Unstreitig ist nur dann von einem „wildern“ auszugehen, wenn tatsächlich durch die Katze eine 

Gefahr für das Wild besteht (siehe oben I.). Wild sind jagdbare Tiere im Sinne von § 2 BJagdG, 

§ 5 NJagdG. Nur ein sehr geringer Teil des in Niedersachsen vorkommenden Wildes kann 

durch Katzen tatsächlich gefährdet werden.120 Katzen sind zwar ihrer Natur nach bei ihren 

Ausflügen nicht unter der Einwirkung des Halters. Allerdings entspricht das Beuteschema von 

Katzen in erster Linien nicht jagdbaren Tiere, sondern Mäusen oder Niederwild.121 Der 

Jagdschutz nach § 23 BJagdG, § 29 NJagdG aber dient dem Schutz des Wildes. 

Beeinträchtigungen des Artenschutzes, insbesondere der Schutz von Wiesenbrütern, sind 

durch das Bundesnaturschutzgesetz, das ganz eigenen Anforderungen unterliegt,  

sicherzustellen. 122 Der Vollständigkeit halber soll erwähnt werden, dass Katzen keine invasive 

Art sind. Invasive Arten sind über die Unionsliste der EU-Verordnung zum Umgang mit 

invasiven Tieren (VO EU 1143/2014- IAS-VO)123 geregelt. Die Durchführungsverordnung (EU) 

2016/1141 enthält im Anhang die Liste invasiver gebietsfremder Arten von unionsweiter 

Bedeutung gemäß Artikel 4 Abs. 1 IAS-VO.124 Daneben können Tiere von den Mitgliedstaaten 

national gelistet werden; das ist in  Deutschland nicht der Fall.125 

cc) Mehr als 350 m vom nächsten Wohnhaus entfernt 

Nach aktueller Rechtslage ist die Katze in einer Entfernung von 300 m vor der Tötung 

geschützt. Nach der Gesetzgebungsbegründung wird die Entfernungsdistanz zum nächsten 

 
120 Vortrag DJGT e.V. Christina Patt v. 13.03.25 beim Niedersächsischen Tierschutzbeirat, Folie Blatt 6 
121 Hirt/Maisack/Moritz/Felde § 17 TierSchG Rn. 35; Vortrag DJGT e.V. Christina Patt v. 13.03.25 beim 
Niedersächsischen Tierschutzbeirat, Folie Blatt 6, 12; Landtag  Nordrhein-Westfalen, Gesetzesentwurf v. 
24.11.14 - Drs. 16/7383 S. 2, 81 
122 Landtag  Nordrhein-Westfalen, Gesetzesentwurf v. 24.11.14 - Drs. 16/7383 S. 76; Vortrag DJGT e.V. 
Christina Patt v. 13.03.25 beim Niedersächsischen Tierschutzbeirat, Folien ab Blatt 25 ff. 
123 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R1143  
124 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32016R1141  
125 Vortrag DJGT e.V. Christina Patt v. 13.03.25 beim Niedersächsischen Tierschutzbeirat, Folien ab Blatt 29 ff. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R1143
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32016R1141
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Wohnhaus um 50 Meter auf 350 Meter erhöht; was einer Erhöhung des sicheren Streifgebiets 

um ca. 10 ha oder ca. 35 % entspräche.126 

Zum Streifgebiet von Hauskatzen gibt es verschiedene Aussagen. Nach Turner liegt das 

Streifgebiet von Katzen  zwischen 0,27 und 170  ha (1,7 km²) für Kätzinnen und zwischen 0,4 

und 990 ha (9,9 km²) für Kater.127 Vorstellbar ist ein Einfluss von Rasse, Charakter und 

Gesundheit der Katze auf die Größe des Streifgebiets.  

Die Erhöhung um ca. 10 ha bei einem einzeln stehenden Haus ist bei einem Streifgebiet 

zwischen 170 ha und 990 ha unerheblich. Bei der Bemessung des sicheren Gebiets ist auch 

zu berücksichtigen, dass eine Tötung dann zu unterbleiben hat, wenn der Schuss in Richtung 

Haus abgegeben wird, um die Katze zu erschießen. Diese Konstellation war in einem Fall des 

VG Frankfurt/Main aus 2004 zu beurteilen, bei der aufgrund der Schussrichtung in Richtung 

Hof von einem Verstoß gegen § § 18, 17 Abs. 1 , 3 Nr. 1 BJagdG ausging.128  

3. Verhältnismäßigkeit der Tötung von Katzen im Rahmen des Jagdschutz129 

Staatliches Handeln unterliegt dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.130 Der mit der 

Maßnahme verfolgte Zweck muss legitim (durch die verfassungsgemäße Ordnung getragen) 

und die Maßnahme muss geeignet, erforderlich und verhältnismäßig im engeren Sinne 

(angemessen) sein.131  Unser Schwerpunkt liegt vorliegend, auch unter Berücksichtigung des 

 
126 Begründung GE zur Änderung NJagdG, zu Nr. 13, S. 10, 11 
127 Turner/Mertens in Schmidt/Horzinek, Krankheiten der Katze, 2008, Kap.1, S. 13 
128 VG Frankfurt/Main v. 16.01.04 - 5 E 4952.03 - Rn. 15 
129 vgl. ausführlich DJGT, Stellungnahme v. 13.04.21, S. 15 bis 33 
130 Huber/Voßkuhle/Sommermann GG Bd. 2 8. Aufl. 2024 Art. 20 GG Rn. 308; Jarass/Pieroth GG 18. Aufl. 2024 
Art. 20 GG Rn. 112; Dürig/Herzog/Scholz/Grzeszick, 105. EL August 2024, GG Art. 20 Rn. 109; Schmidt-
Bleibtreu; Hofmann; Henneke GG 15. Aufl. 2022 Rn. 77 
131 Huber/Voßkuhle/Sommermann GG Bd. 2 8. Aufl. 2024 Art. 20 GG Rn. 314; Jarass/Pieroth GG 18. Aufl. 2024 
Art. 20 GG Rn.116 ff.; Dürig/Herzog/Scholz/Grzeszick, 105. EL August 2024, GG Art. 20 Rn. 113 ff.; Schmidt-
Bleibtreu; Hofmann; Henneke GG 15. Aufl. 2022 Rn. 77 f.; Bumke/Voßkuhle Casebook Verfassungsrecht 8. Aufl. 
2020 Rn. 120 
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Prognose- und Einschätzungsspielraums des Gesetzgebers im Bereich der Geeignetheit132 

und der Erforderlichkeit133 im Bereich der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne.  

Verhältnismäßig im engeren Sinne (angemessen) ist eine Maßnahme, wenn bei einer 

Gesamtabwägung zwischen der Schwere des Eingriffs, dem Gewicht und der Dringlichkeit der 

ihn rechtfertigenden Gründe (Zweck der Maßnahme) die Grenze der Zumutbarkeit noch 

gewahrt wird.134 Treffen widerstreitende möglicherweise grundrechtsrelevante Interessen 

Privater aufeinander, so sind diese im Wege der praktischen Konkordanz zu lösen, so dass 

keines der Rechtsgüter auf der Strecke bleibt.135 Bei der Abwägung ist nicht allein auf die 

Wertigkeit der jeweiligen Rechte, Rechtsgüter oder sonstigen Belange abzustellen, sondern 

auch der Grad der jeweiligen Beeinträchtigung zu berücksichtigen.136 "Je höher der Grad der 

Nichterfüllung oder Beeinträchtigung des einen Prinzips ist, umso größer muss die Wichtigkeit 

der Erfüllung des anderen sein."137 Eine Norm, die gegen die Anforderungen der 

Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne verstößt, ist nichtig.138 

a) Schutz von Wild und Katzen 

Das Tierschutzgesetz schützt in § 17 Nr. 1 TierSchG das Leben aller Wirbeltiere.139 Insoweit 

sind Wild und Katzen gleichgestellt. Der Tod stellt für das Tier den größten Schaden dar.140 

 
132 BeckOK GG/Rux Art. 20 Rn. 195; Bumke/Voßkuhle Rn. 122 ff. 
133 BeckOK GG/Rux  Art. 20 Rn. 196.1; Schmidt-Bleibtreu; Hofmann; Henneke Art. 20 GG Rn. 77; 
134 Jarass/Pieroth Art. 20 GG Rn. 120; Huber/Voßkuhle/Sommermann Art. 20 GG Rn. 314; Schmidt-Bleibtreu; 
Hofmann; Henneke Art. 20 GG Rn. 78; Bumke/Voßkuhle Rn. 134, 137 
135 Bumke/Voßkuhle Rn. 150 
136 Huber/Voßkuhle/Sommermann Art. 20 GG Rn. 314 
137 Huber/Voßkuhle/Sommermann Art. 20 GG Rn. 314 
138 Deutscher Bundestag WD 3 - 3000 - 114/21 (7. Juni 2021), Kurzinformation Abweichungsgesetzgebung nach 
Art. 72 Abs. 3 GG, S. 1; Lorz/Metzger Jagdrecht Fischereirecht § 23 BJagdG Rn. 14; Jarass, GG, 18. Aufl. 2024, 
§ 20 GG Rn. 46; Sachs/von Coelln, GG, 10. Aufl. 2024, § 20 Rn. 95; Huber/Voßkuhle/Sommermann, GG, 8. Aufl. 
2024, § 20 Rn. 258; Stern/Sodan/Möstl/Uhle § 42 Rn. 110 mwN; Huber/Voßkuhle/Oeter/Krönke GG Kommentar 
Bd. 2 Art. 72 GG Rn. 125; Deutscher Bundestag WD 3 - 3000 - 114/21 (7. Juni 2021), Kurzinformation 
Abweichungsgesetzgebung nach Art. 72 Abs. 3 GG, S. 1 
139 Beck OK StGB Heintschel-Heinegg/Schrott Stand 11.23 § 17 TierSchG Rn. 18; Hirt/Maisack/Moritz/Felde § 17 
TierSchG Rn. 1 
140 Hirt/Maisack/Moritz/Felde § 17 TierSchG Rn. 16; Lorz/Metzger § 17 TierSchG Rn. 41; 
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Nach Art. 6b der Verfassung des Landes Niedersachsen werden Tiere werden als Lebewesen 

geachtet und geschützt. Im Saarland war der Schutz von Tieren als Lebewesen und 

Mitgeschöpfen in der Landesverfassung Hintergrund des Verbot der Tötung von Hunden und 

Katzen.141Nach § 29 Abs. 1 Nr. 3 E-NJagdG sind Katzen allein dadurch, dass sie sich weiter 

als 350 vom nächsten Wohnhaus befinden, der Tötung ausgesetzt, unabhängig davon, ob 

Wild sich in der Nähe befindet und in irgendeiner Art gefährdet sein könnte. Dieser sehr 

weitgehende Eingriff in das Leben der Katzen wird auch von Teilen der Jägerschaft 

abgelehnt.142 

b) Schutz der Eigentümer 

aa) Schutz des Eigentums 

Der wichtigste Aspekt des Gesetzgebers zur Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes 

ist nach der Gesetzgebungsbegründung zu § 29 E-NJagdG ein durch die Tötung betroffenes 

Eigentum. Der Schutz des Eigentums an Tieren nach Art. 14 GG ist auch in diesem 

Zusammenhang für den Gesetzgeber von besonderer Bedeutung. Daher muss das hier nicht 

weiter vertieft werden.  

Allerdings geht der Gesetzgeber - wie unter Ziffer II.1  dargelegt - in unzutreffender Weise 

davon aus, dass freilaufende Katzen nicht im Eigentum von Menschen ständen und zur 

Tötung freigegebene sog. Streuner an äußeren Merkmalen erkennbar seien. Der Gesetzgeber 

negiert bestehendes Eigentum durch die unzutreffende Annahme, dass Katzen, wenn sie 

denn genügend ungepflegt aussehen, nicht im Eigentum anderer stehen. 

In das Eigentum der Tierhalter wird bei Anwendung von § 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG nicht nur 

 
141 Art. 59a Abs. 3 Verfassung des Saarlands; Landtag Saarland, Plenarprotokoll v. 15.01.14 - 15/022 S. 1719 
142 https://ljv-sachsen.de/ag-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/sachsens-jaeger-wollen-keine-katzen-
schiessen/; https://www.oejv-hessen.de/aktuell-haustiere.html; https://www.oejv-bayern.de/jagd-umwelt-
naturschutz/jagbare-arten-gesch%C3%BCtzte-arten/210104-katzenabschusspm/; 
https://oejv.nrw/verein/leitlinien/ 

https://ljv-sachsen.de/ag-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/sachsens-jaeger-wollen-keine-katzen-schiessen/
https://ljv-sachsen.de/ag-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/sachsens-jaeger-wollen-keine-katzen-schiessen/
https://www.oejv-hessen.de/aktuell-haustiere.html
https://www.oejv-bayern.de/jagd-umwelt-naturschutz/jagbare-arten-gesch%C3%BCtzte-arten/210104-katzenabschusspm/
https://www.oejv-bayern.de/jagd-umwelt-naturschutz/jagbare-arten-gesch%C3%BCtzte-arten/210104-katzenabschusspm/
https://oejv.nrw/verein/leitlinien/
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massiv eingegriffen. Darüber hinaus besteht aufgrund des weiten Tatbestandes die nicht 

fernliegende Möglichkeit, dass der Tierhalter nicht einmal eine wirtschaftliche 

Wertentschädigung erhält.143 Demgegenüber kann der Jäger bei Verletzung oder Tötung von 

Wild Schadensersatzansprüche auf Wildbretentwertung über § 833 BGB gegen den Tierhalter 

geltend machen.144 Allerdings besteht eine Herausgabepflicht der toten Katze an den 

Eigentümer.145  Die Grundrechte der Eigentümer/Halter aus Art. 14 GG werden durch den 

Entwurf verletzt. 

bb) Schutz der Mensch-Tier-Beziehung  

Die Beziehung des Tierhalters zu seiner Katze/seinen Katzen ist anders als beim Jäger, 

dessen Interesse die wirtschaftliche Verwertung der Jagdpacht ist, eine sehr persönliche. 

Diese Erkenntnis spiegelt sich in der Gesetzgebungsbegründung im Saarland, das wie 

Nordrhein-Westfalen die Tötung von Katzen nicht nur einschränken, sondern verbieten. Der 

Saarländische Gesetzgeber verweist auf  die in weiten Teilen der Bevölkerung geänderte 

Grundüberzeugung, „nach der Haustiere quasi wie „Familienmitglieder“ gesehen werden und 

für viele Menschen sogar Bezugspersonen ersetzen können“.146 

Nach der Statistik des Zentralverbandes der Heimtierbranche e.V. (ZZF) werden im Jahr 2024 

15,9 Millionen Katzen (und 10,5 Millionen Hunde) gehalten.147 

Menschen halten Hunde und Katzen, weil sie ihr Leben vielfältig bereichern. Die Tierhaltung 

hat weitreichende positive Folgen, insbesondere auch auf die Gesundheit der Tierhalter. Die 

WHO definiert Gesundheit als einen „Zustand des völligen körperlichen, geistigen und 

sozialen Wohlbefindens“. Positive Wirkungen der Tiere entfalten sich im täglichen Umgang 

 
143 Drei Beispiele: LG Würzburg v. 12.11.85 - 2 O 571.85; OLG Celle v. 12.04.1972 - 3 U 64/70 - BeckRS 2014, 
7898; LG Kassel v. 02.10.08 - 1 S 109.07 - BeckRS 2010, 17798 
144 Berg NuR 2021, 99, 104 
145 Berg NuR 2021, 99, 104 
146 Landtag Saarland, Gesetzesentwurf v. 18.01.14 - Drs. 15/726 S. 34; Plenarprotokoll v. 15.01.14 - 15/022 S. 
1719  
147 https://www.zzf.de/marktdaten/heimtiere-in-deutschland  

https://www.zzf.de/marktdaten/heimtiere-in-deutschland
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des Tierhalters mit seinem Tier.148 Die Wirkungen der Tierhaltung finden aktuell auch eine 

ausführliche Diskussion in den Medien.149 Dazu gehören physische und psychische 

Wirkungen ebenso wie soziale und pädagogische. 

Eingriffe in die Tierhaltung können sogar einen grundrechtsrelevanten Grad erreichen, und 

zwar dann, wenn die Gesundheit im Sinne von Art. 2 Abs. 2 S. 1 2. Alt. GG, d.h. die physische 

und die psychische Integrität, soweit durch diese Eingriffe körperliche Effekte hervorgerufen 

werden können,150 betroffen ist. Die Erschießung einer Katze, die vom Tierhalter in der Regel 

als Familienmitglied gesehen werden, kann  zu einer posttraumatischen Belastungsstörung 

führen. In einem vor dem Landgericht Münster in 2008 verhandelten Fall machte die 

Erschießung eines aus dem Tierheim stammenden 50 cm großen Labrador-Schnauzer-

Mischlings in Gegenwart der Tierhalter und des neunjährigen Sohnes  eine notärztliche 

Behandlung von Kindesmutter und Sohn sowie eine nachfolgende psychologische 

Behandlung des Kindes erforderlich.151 Da der Jäger freigesprochen wurde, trägt derartige 

Kosten über die Krankenversicherung die Gesellschaft. 

Der Verlust eines Heimtieres infolge Krankheit führt bei den meisten Tierhaltern zu massiver 

Trauer. Die Tierärztin Marion Schmitt kommt auf der Basis einer durch das BMBF geförderten 

Untersuchung an der Tierärztlichen Hochschule Hannover in den Jahren 2017 bis 2019 zum 

Schluss, dass es prinzipiell keinen Unterschied gibt zwischen der Trauer um einen Menschen 

und einem Tier.152 Die Prozesse der Trauer um eine Haustier werden in der 

 
148 s. Nestmann, Frank, Hilfreiche Tiereffekte in Alltag und Therapie in Verhaltenstherapie und psychosoziale 
Praxis (VVP), 42. Jhg (1), 2010 S. 9, 16 ff.; Kotrschal, Die evolutionäre Theorie der Mensch-Tier-Beziehung in 
Otterstedt/Rosenberger S. 55, 67 mwN; Bergler, Heimtiere als Therapie-Medikamente ohne Nebenwirkung, 
Eröffnungsrede Interzoo 2006, S. 1 f. 
149 z. B. Beetz Haustiere - Es ist einfacher als mit Menschen, in: Die Zeit vom 19.10.20; Die Macht der Tiere, in: 
Der Spiegel vom 30.01.21 
150 Sachs/Murswiek Grundgesetz, 6. Aufl., 2011, Art 2 Rn 148 f; von Mangoldt/Jarass, GG, 6. Aufl., 2010, Art 2 
Rn 83 
151 LG Münster .v. 29.01.08- 13 Ns 540 Js 1659.05 Rn.9 ff., 13 juris 
152 s. zu diesem Thema: Schmitt/Kunzmann, 2020, Nicht nur Dein Tier stirbt; 
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veterinärmedizinischen Literatur beschrieben.153 Wie viel schwerer wiegt ein gewaltsamer 

Eingriff? 

III. Zusammenfassung 

Wir möchten dafür werben, die Forderung aus dem Koalitionsvertrag für Niedersachsen 2022 

- 2027, nach der der Abschuss von Hunden und Katzen in Niedersachsen beendet werden 

soll154, klar und eindeutig unter Berücksichtigung der Interessen der Tierhalter am Eigentum 

der Tiere und der besonderen Beziehung zu ihren Heimtieren für Hunde und Katzen 

umzusetzen. Alternative Möglichkeiten bestehen nicht nur für Hunde. In § 41 E-NJagdG sind 

§ 29 Abs. 1 Nr. 2  und Nr. 3 E-NJagdG nicht aufgeführt. 

§ 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG zum Jagdschutz bei Hunden weist aktuell keine Probleme der 

Verhältnismäßigkeit auf, allerdings bestehen bei den Tatbestandsmerkmalen erhebliche 

Unklarheiten, die nach Klärung verlangen, insbesondere in Bezug auf das Einfangen. Ein 

Betäuben von wildernden Hunden durch Jäger ist abzulehnen. Andernfalls wird das Gesetz 

auch in der Zukunft Behörden und Gerichte beschäftigen könnte. Wir regen an,  das Merkmal 

„wiederholt“ wieder einzuführen, ebenso wie eine Anzeigepflicht, allerdings nicht bei der 

Jagdbehörde, sondern bei den Behörden, die den Schutz des Wildes direkt oder indirekt mit 

flankieren, beispielsweise durcheine Leinen- und ggfs. Maulkorbpflicht im Einzelfall155; 

Sanktionen des Halters nach den Landeshundegesetzen, Landesforstgesetzen oder 

 
153 s. Buck-Werner/Rechenberg in Kohn/Schwarz Praktikum der Hundeklinik 12. Aufl. 2018 Kapitel 40.5 
154 Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) Landesverband 
Niedersachsen und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Niedersachsen 2022-2027 S. 47, 48: „Den Abschuss von 
Katzen und Hunden wollen wir in Niedersachsen beenden.“ 
155  Berg, NuR 2021, 99, 103 m.w.N. 
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Landesnaturschutzgesetzen156; Unterrichtung des Halters zur Einwirkung auf den Hund157 

bzw. Einschaltung zuständiger Behörden bei Gefahrenverdacht158. 

§ 29 Abs. 1 Nr. 2 E-NJagdG ist in Bezug auf die Tötung von Katzen verfassungswidrig 

aufgrund Verstoßes gegen das Bestimmtheitsgebot, Art. 14 GG sowie des 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Der Hinweis auf eine fehlende Kennzeichnungs- und 

Registrierungspflicht bei Katzen zu einem Eigentümer ist angesichts des weit fortgeschrittenen 

Gesetzgebungsverfahren für eine landesweite Katzenschutzverordnung in Niedersachsen 

unabhängig von sonstigen Bedenken im Hinblick auf die Argumentation nicht nachvollziehbar. 

Der Gesetzgeber verstößt durch unbestimmte Angaben zu den Grundlagen der Tötung von 

Katzen („erkennbar verwildert“) gegen das Bestimmtheitsgebot. Bei jeder Katze - egal ob sie 

als Freigänger im oder außerhalb des Hausgartens unterwegs oder aus der heimatlichen 

Wohnung oder beim Campingurlaub entwischt ist, ausgesetzt wurde oder Jungtier der einen 

oder anderen Katze ist -  ist von einem im Eigentum stehenden Haustier auszugehen.  Der 

Gesetzgeber dagegen negiert bestehendes Eigentum, in dem er annimmt, dass  wild und 

struppig erscheinende Katzen nicht im Eigentum anderer stehen und daher zur Tötung 

freigegeben werden. Damit verstößt er gegen Grundrechte aus Art. 14 GG. Darüber hinaus 

besteht ein Verstoß gegen den verfassungsgemäß zu beachtenden Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit, indem überwiegende Interessen der Tierhalter nicht in erforderlichem 

Umfang berücksichtigt werden. 

Fazit: 

Der vorgelegte Entwurf bleibt weit hinter den Erwartungen zurück. Vor dem Hintergrund der 

vorstehenden Ausführungen sehen wir aktuell daher noch einen erheblichen 

 
156 Berg, NuR 2021, 99, 100 
157 OLG Bbg, Beschl. v. 11.05.09 -1 Ss 28.09 LS, Rn. 17, 18 juris, Lorz/Metzger § 23 BJagdG Rn. 17; VG 
Frankfurt/Main, Beschl. v. 16.01.04 - 5 E 4952.03 Rn. 19 www.LaReDa Hessen;  
158 Bay OLG, Beschl. v. 05.05.93 - 4 St RR 29.93 Rn. 20 juris 

http://www.lareda/
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Diskussionsbedarf, wenn mit den Neuregelungen tatsächlich auch eine Stärkung 

tierschutzrechtlicher Belange angestrebt werden soll. 

Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

 

Christina Patt    Ellen Apitz 
Mitglied des Vorstands   Mitglied des Vorstands 


